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1 Aufstellungsbeschluss und Verfahren 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt der Stadt Bramsche hat in seiner Sitzung 

am 22.03.2017 die 36. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) gem. § 2 Abs. 1 BauGB 

beschlossen, die für die Aufstellung des Bebauungsplanes (B-Plan) Nr. 164 ĂIndustrie- und 

Gewerbegebiet ĂEiker Eschñ notwendig ist. Die beiden Verfahren werden gem. § 8 Abs. 3 

Satz 1 BauGB parallel und im Regelverfahren durchgeführt, somit finden eine (mindestens) 

zweistufige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung sowie eine Umweltprüfung statt. 

 

Dem Aufstellungsbeschluss gemäß wurde vom 12.10.2017 bis einschließlich 13.11.2017 

eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt, um die 

allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung zu erläutern und der Öffentlichkeit die Gelegen-

heit zur Stellungnahme zu geben. Parallel wurden die Behörden und sonstigen Träger öffent-

licher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, gem. § 4 

Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 3 Abs. 1 BauGB unterrichtet und bis zum 22.11.2017 zur 

Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Um-

weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert. 

 

Nach Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen und Einarbeitung der Anregungen und 

Hinweise erfolgte in der Zeit vom 03.04.2018 bis einschließlich 07.05.2018 die öffentliche 

Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, die in der Sitzung des Verwaltungsausschusses am 

26.03.2018 beschlossen wurde. Parallel wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB um Stellungnahme zur Planung gebeten. 

 

Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB wurde eine 

Umweltprüfung mit spezieller Artenschutzprüfung (SAP) und Eingriffsregelung durchgeführt. 

Dabei wurden die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem 

Umweltbericht beschrieben und bewertet, sowie Maßnahmen zum Ausgleich der zu erwar-

tenden Eingriffe in Natur und Landschaft formuliert. Die Ergebnisse der Umweltprüfung und 

der beauftragten Geruchs- und Lärmgutachten wurden bei der Ausarbeitung der Flächennut-

zungsplanänderung beachtet und in die Planzeichnung bzw. Begründung eingearbeitet. 

 

Parallel zur Änderung des Flächennutzungsplanes wird gem. § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB der 

Bebauungsplan Nr. 164 ĂIndustrie- und Gewerbegebiet Eiker Eschñ aufgestellt. Die Darstel-

lungen im FNP werden im Bebauungsplan weiter konkretisiert und verbindlich festgesetzt. 

Gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind die Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 

entwickeln. Daher ist es für die Umsetzung des Planvorhabens erforderlich, die Änderung 

des Flächennutzungsplanes vorzunehmen.  

 

2 Anlass der Planung 

Die Stadt Bramsche beabsichtigt mit der Änderung des Flächennutzungsplanes die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen f¿r die rªumliche Erweiterung des ĂIndustrie- und Ge-

werbegebietes Schleptrup/A1ñ (29. Flächennutzungsplanänderung, Bebauungsplan Nr. 155) 

zu schaffen, die im Zuge des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 164 vertieft und detailliert 

ausgearbeitet wird. Mit der Bauleitplanung wird dem anhaltenden Bedarf an Gewerbegrund-

stücken Rechnung getragen. Aktuell sind keine gewerblichen Bauflächen mehr im Stadtge-

biet verfügbar. Es besteht daher dringend Handlungsbedarf, zusätzliche Gewerbe- und In-
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dustrieflächen in Bramsche zu entwickeln, um entsprechend der Nachfrage weiterhin Flä-

chen für eine gewerbliche Nutzung anbieten zu können. Ein ausreichendes Angebot fördert 

die Attraktivität der Stadt als Gewerbestandort und schafft die Voraussetzung für die Bindung 

lokaler Betriebe wie auch die Ansiedlung neuer Betriebe.  

 

Mit der Ausweisung des ĂIndustrie- und Gewerbegebietes Schleptrup/A1ñ durch die 29. Än-

derung des Flächennutzungsplanes und den Bebauungsplan Nr. 155 (rechtskräftig seit 

2015) ist die Stadt Bramsche davon ausgegangen, dass der Bedarf an Gewerbeflächen für 

einen längeren Zeitraum gedeckt ist. Im Zuge der Ansiedlung der Firma Amazone, die eine 

24 ha große Fläche erworben hat, konnte die Stadt 3 ha außerhalb der Vermarktung von 

Amazone behalten und verkaufen. Diese Flächen sind mittlerweile ebenfalls verkauft. Die 

Entwicklung ist deutlich schneller gegangen als erwartet, was auch auf die Attraktivität der 

Flächen im Umfeld der Autobahn (A1) zurückzuführen ist. 

 

Die schnelle Vermarktung und die hohe Nachfrage nach Industrie- und Gewerbeflächen ver-

anlasste die Stadt, nach weiteren Flächen für eine gewerbliche Nutzung im Stadtgebiet zu 

suchen. Die Grundlage bildete hierfür das Konzept der NWP-Planungsgesellschaft, die im 

Jahr 2006 von der Stadt beauftragt wurde, anhand von verschiedenen Kriterien geeignete 

Flächen für eine gewerbliche Entwicklung im Umfeld der Autobahn zu überprüfen. Durch die 

Untersuchung der NWP-Planungsgesellschaft ist die grundsätzlich hervorragende Eignung 

der ausgewählten Fläche in Schleptrup für eine gewerbliche Erweiterung nachgewiesen. 

Aufgrund der Flächenverfügbarkeit und der optimalen Lage mit direkter Anbindung an das 

regionale und überregionale Verkehrsnetz bietet das Plangebiet hervorragende Vorausset-

zungen für die zusätzliche Ansiedlung von Gewerbe und Industrie. 

 

Die Überlegungen zur Gewerbeflächenentwicklung in Bramsche beschränkten sich nicht auf 

den Standort in Schleptrup. Auch andere Flächen im Stadtgebiet wurden berücksichtigt, ste-

hen aber für eine kurzfristige Realisierung aufgrund von Eigentumsverhältnissen und weite-

ren erforderlichen Abstimmungen nicht zur Verfügung (z.B. Standort Hesepe oder interkom-

munales Gewerbegebiet Bramsche/Wallenhorst).  

 

Parallel zum Bauleitplanverfahren sind die notwendigen Liegenschaftsverhandlungen zu füh-

ren. Die Fläche ist im Besitz eines Eigentümers, welcher seine grundsätzliche Mitwirkungs-

bereitschaft erklärt hat.  

 

3 Ziele der Planung 

Ziel der Bauleitplanung ist die Schaffung von Baurecht, um eine geordnete Erweiterung des 

Industrie- und Gewerbegebietes im Ortsteil Schleptrup einzuleiten. Das angrenzende Indust-

rie- und Gewerbegebiet des Bebauungsplanes Nr. 155 bildet hier die Bezugsgröße für eine 

städtebaulich geordnete Weiterentwicklung der Fläche. 

 

Für das Plangebiet sind im Hinblick auf die zukünftige Nutzung folgende Rahmenbedingun-

gen und Zielsetzungen zu berücksichtigen:  

¶ Der Schutz der weiter südlich liegenden Wohnbebauung im Umfeld des Stiegewegs 

hat oberste Priorität. Um die Schutzansprüche der umliegenden Nutzungen gegen-

über dem Gewerbelärm sicherzustellen, werden Lärmkontingente für einzelne Teilbe-
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reiche des Plangebietes bestimmt. Für eine optische Abschirmung wird eine Eingrü-

nung vorgenommen und der Ausschluss von Nutzungen ermöglicht eine Steuerung 

der Betriebe nach ihrem Emissionsverhalten und Gefährdungspotential. 

¶ Um das begrenzt verfügbare Bauland optimal zu nutzen, soll eine möglichst große 

Nettofläche für die Ansiedlung gewerblicher Betriebe zur Verfügung stehen.  

¶ Das Plangebiet soll in den Landschaftsraum eingebunden werden, indem die glie-

dernden Landschaftsbestandteile möglichst erhalten und stellenweise ergänzt wer-

den. Das Ziel ist eine verträgliche Einbindung in die Umgebung unter Berücksichti-

gung der Bestandsituation, um den Eingriff in Natur und Landschaft entsprechend ge-

ring zu halten und Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes zu schaffen. 

¶ Der landwirtschaftliche Betrieb (Schweinemast mit Nebenanlagen) im Norden des 

Plangebietes soll erhalten und planungsrechtlich gesichert werden. Eine Weiterent-

wicklung an diesem Standort ist nach Rücksprache mit dem Betreiber nicht vorgese-

hen. Die von der Schweinemastanlage und weiteren Anlagen im Umfeld ausgehen-

den Geruchsimmissionen führen im Nahbereich des Betriebes zu Nutzungsein-

schränkungen, die es bei der Planung zu berücksichtigen gilt. Die Bewirtschaftung 

der Ackerflächen entfällt. Ein Geruchsgutachten für die Mastanlage liegt vor. 

¶ Im Bebauungsplan werden Festsetzungen bzgl. der Zulässigkeit von Betrieben und 

der Ausgestaltung der baulichen Anlagen getroffen, um die Gestaltung des Industrie- 

und Gewerbegebietes zu steuern und die Nutzung möglichst verträglich in die Umge-

bung einzufügen. Es sollen Betriebe aus dem produzierenden Gewerbe angesiedelt 

werden, sodass qualifizierte Arbeitsplätze entstehen. 

¶ Die ErschlieÇung soll aus dem in ºstlicher Richtung angrenzenden ĂIndustrie- und 

Gewerbegebiet Schleptrup/A1ñ erfolgen, um den Ausbau eines weiteren Knotenpunk-

tes auf der Bundesstraße (B 218) zu vermeiden und den Verkehr frühzeitig in das 

Gebiet zu lenken. Die Emissionsquelle ĂVerkehrñ wird somit von bestehender Wohn-

bebauung entlang der B 218 getrennt. 

¶ Für die Oberflächenentwässerung des Plangebietes ist im Norden ein Regenrückhal-

tebecken vorgesehen.  

 

4 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen des Bauleitplanverfahrens sind das Baugesetzbuch (BauGB), die 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), die Verordnung über die 

Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 

1990 ï PlanzV), die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) und das Niedersächsisches 

Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der jeweils aktuellen Fassung.  

 

5 Gutachten und Fachbeiträge 

Folgende Gutachten und Fachbeiträge bilden die Grundlage für die Ausarbeitung der Pla-

nung und sind Bestandteil der Festsetzungen des Bebauungsplanes:  

¶ Umweltbericht und Umweltprüfung mit Biotypenkartierung und ïbewertung, Eingriffsbi-

lanzierung und Kompensationsmaßnahmen (Büro Hans Tovar & Partner - 

ibt/Osnabrück), 

¶ Artenschutzrechtliche Prüfung (Büro Dense und Lorenz/Osnabrück), 
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¶ Schalltechnische Beurteilung (RP-Schalltechnik/Osnabrück), 

¶ Wassertechnische Voruntersuchung (Ingenieurbüro Westerhaus/Bramsche), 

¶ Fortschreibung des Geruchsimmissionsgutachtens Landwirtschaft (Landwirtschafts-

kammer Niedersachsen/Osnabrück), 

¶ Standortuntersuchung von Gewerbestandorten in Bramsche (Planungsbüro 

NWP/Oldenburg). 

 

6 Räumliche Abgrenzung des Geltungsbereiches 

Der räumliche Geltungsbereich der 36. Flächennutzungsplanänderung befinden sich in den 

Fluren 20 und 21 der Gemarkung Schleptrup und umfasst eine Gesamtfläche von rd. 17 ha. 

 

Das Plangebebiet wird im Norden durch den Verlauf des Mittellandkanals, im Westen durch 

die Varusstraße und im Süden durch die B 218 begrenzt. In östlicher Richtung befindet sich 

das ĂIndustrie- und Gewerbegebiet Schleptrup/A1ñ, das den rªumlichen Bezugspunkt f¿r die 

Erweiterung bildet.  

 

Die 36. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 

164 werden im Parallelverfahren durchgeführt. Die Abgrenzung der beiden Geltungsbereiche 

ist nahezu deckungsgleich. Bei dem Änderungsbereich des Flächennutzungsplanes wird 

jedoch auf die Einbeziehung der Verkehrsanlage der B 218 verzichtet, da diese bereits im 

FNP dargestellt ist und hier kein weitergehender Regelungsbedarf besteht. Auch die Flä-

chen, die sich mit dem Bebauungsplan Nr. 155 überschneiden (Erschließungsstraße mit 

Wendeanlage), sind nicht Bestandteil der FNP-Änderung, da im FNP in diesem Bereich kei-

ne Änderungen erforderlich sind.  

 

 

Abb. 1: Geltungsbereich mit Kataster (ohne Maßstab) 
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Abb. 2: 36. Änderung des Flächennutzungsplanes (ohne Maßstab)  

 

7 Rahmenplanung 

7.1 Ziele der Raumordnung 

Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen, 

die sich für die Stadt Bramsche aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) von 

2004 für den Landkreis Osnabrück ableiten.  

 

Das Gebiet der Stadt Bramsche liegt im Ordnungsraum Osnabrück, der allgemein durch eine 

hohe Bevölkerungs- und Arbeitsplatzdichte gekennzeichnet ist. Das RROP legt Bramsche 

als Mittelzentrum fest, welches als Schwerpunkt für die Sicherung und Entwicklung von 

Wohn- und Arbeitsstätten eingestuft ist und zentrale Infrastruktur- und Versorgungseinrich-

tungen zur Deckung des gehobenen Bedarfs im jeweiligen Verflechtungsbereich bereitstellen 

und sichern soll (D 1.6 01/02). Mit der Ausweisung als schwerpunktmäßiger Standort zur 

Schaffung und Erhaltung von Arbeitsstätten soll ein umfangreiches, möglichst vielfältiges 

Arbeitsplatzangebot vorhanden sein, das über die örtliche Nachfrage hinausgeht und 

dadurch Impulse für eine Belebung des Arbeitsmarktes gibt. Ziel ist es, den aktuellen und 

zukünftigen Standortanforderungen der Wirtschaft gerecht zu werden und die Voraussetzung 

für eine auch weiterhin dynamische Beschäftigungsentwicklung zu schaffen. Mit der Planung 

wird insbesondere das Angebot an Arbeitsplätzen ergänzt wie auch der Wirtschaftsstandort 

gefördert und somit die Funktion als Mittelzentrum gestärkt, was den Zielen der Raumord-

nung entspricht. 

 

Das Plangebiet ist im RROP als Vorsorgegebiet aufgrund besonderer Funktionen der Land-

wirtschaft (D 3.2.03) dargestellt. In solchen Gebieten haben die Belange der Landwirtschaft 
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im Abwägungsprozess mit konkurrierenden Nutzungsansprüchen einen hohen Stellenwert, 

entgegenstehende Nutzungen sind aber nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Die festgesetz-

te Zweckbestimmung ist bei der Planung zu berücksichtigen und im Einzelfall ist eine abwei-

chende Entscheidung möglich, wenn andere Raumansprüche im Rahmen der Abwägung 

höher gewichtet werden. Demnach bewertet die Stadt die Belange der wirtschaftlichen Ent-

wicklung und die Arbeitsplatzversorgung an dieser Stelle höher als die landwirtschaftlichen 

Ansprüche, sodass die raumordnerischen Belange in der Abwägung der Stadt zurücktreten.  

 

 

Abb. 3: Ausschnitt aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) von 2004 (ohne 

Maßstab) 

 

Im RROP sind außerdem infrastrukturelle Versorgungseinrichtungen dargestellt (s. Abb. 3), 

die das Plangebiet linear tangieren bzw. durchqueren. So stellt das RROP ein Vorranggebiet 

für eine Hauptabwasserleitung (D 3.9.2) in Ost-West-Ausrichtung dar. Im südlichen Teil des 

Plangebietes verläuft die B 218, die als Hauptverkehrsstraße mit überregionaler Bedeutung 

(D 3.6.3 01) im RROP dargestellt ist. Der Mittellandkanal als Hauptverkehrsweg für die 

Schifffahrt (D 3.6.4 01) grenzt im Norden an den Geltungsbereich.  

 

Im Süden wird der Geltungsbereich der Bauleitpläne von einem Vorranggebiet für Trinkwas-

sergewinnung (D 3.9.1 02) durchzogen (s. Abb. 3). In diesem Bereich müssen alle raumbe-

deutsamen Planungen und Maßnahmen mit dieser vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar 

sein. Die Untere Wasserbehörde (UWB) des Landkreises Osnabrück bestätigt, dass die Ab-

grenzung des Wasservorranggebietes im RROP auf einen mittlerweile veralteten Bearbei-

tungsstand zurückgeht. Die zukünftige Abgrenzung des Wasserschutzgebietes (WSG) 
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Bramsche durch einen Fachgutachter sieht vor, dass das Plangebiet etwa zur Hälfte in der 

Schutzzone III B des geplanten WSG Bramsche liegt. Die Einbeziehung von Teilflächen des 

Plangebietes in das zukünftige WSG ist auf die dort verlaufenden Entwässerungsgräben 

zurückzuführen, die in das Grundwassereinzugsgebiet der Brunnen einströmen und dort 

teilweise versickern. Das Grundwassereinzugsgebiet der Brunnen endet weiterhin westlich 

des Plangebietes, es besteht eine klare Abgrenzung. Aufgrund der neuen Erkenntnisse zum 

Einfluss der Entwässerungsgräben auf die Grundwasserneubildung empfiehlt die UWB, dass 

das Niederschlagswasser der Planfläche nicht dem südlich verlaufenden Grabensystem, 

sondern vielmehr in nördlicher Richtung auf den Mittellandkanal hin entwässert wird. Der 

Empfehlung der UWB wird in der Planung entsprochen, das Wasser aus dem Regenrück-

haltbecken wird über einen Graben zum Ahrensbach abgeleitet. Die Notwendigkeit, Teilbe-

reiche des Plangebietes aus Sicht des Trinkwasserschutzes auszuschließen, wird unter den 

oben genannten Bedingungen von Seiten des UWB nicht gesehen. Die Stadt trägt dem Vor-

ranggebiet für Trinkwassergewinnung durch Nutzungseinschränkungen (Ausschluss von 

Betrieben, die der Störfallverordnung unterliegen) im geplanten Gewerbegebiet Rechnung. 

Die Grundwasserfließrichtung ist nach Norden ausgerichtet, sodass eine Beeinträchtigung 

des Vorranggebietes durch die städtische Planung nicht gegeben ist. 

 

Der Landkreis Osnabrück verweist auf das regionalplanerische Ziel D 2.6.02 zum Schutz der 

Kulturlandschaft und der kulturellen Sachgüter im RROP. Demnach sind die Kulturlandschaf-

ten im Landkreis Osnabrück so zu erhalten und zu pflegen, dass historische Landnutzungs-

formen dauerhaft erhalten bleiben. Hierbei wird insbesondere auf die Erhaltung der im Land-

kreis verbreiteten Plaggenesch verwiesen. Das Ziel im RROP schließt aber die Inanspruch-

nahme von Plaggeneschböden nicht grundsätzlich aus, sondern formuliert, dass auf eine 

Erhaltung der im Landkreis vorhandenen Plaggenesch unter kulturhistorischem und archäo-

logischem Aspekt Ăhinzuwirkenñ ist. Es verweist weiterhin auf ein vom Landkreis zu erarbei-

tendes Konzept zum Schutz, zur Pflege und substanzschonenden Weiterentwicklung der 

besonders bedeutsamen historischen Kulturlandschaft und ïlandschaftsteile im Landkreis 

Osnabrück. Ein solches Konzept ist aber bisher nicht vorhanden. Der Plaggeneschboden ist 

im Gebiet der Stadt Bramsche weit verbreitet und die besondere Bedeutung ist bekannt. 

Entsprechend werden bei unvermeidlichen Bodeneingriffen umfangreiche Voruntersuchun-

gen durchgeführt. Aufgrund der Vielzahl von Plaggeneschböden in der Stadt Bramsche ist 

der Eingriff allerdings verhältnismäßig gering und somit aus Sicht der Stadt vertretbar. Die 

Stadt räumt der Inanspruchnahme der in Rede stehenden Flächen Vorrang ein, da die neuen 

Bauflächen eine sinnvolle Erweiterung in verkehrsgünstiger Lage darstellen und die Wirt-

schaftskraft der Stadt Bramsche gefördert wird. Eine vorherige Prospektion ist obligatorisch. 

Im Vorfeld der Bau- und Erschließungsmaßnahmen werden umfassende Untersuchungen 

des Bodens garantiert, um eine undokumentierte Zerstörung von archäologischen Befunden 

zu verhindern und der kulturhistorischen Bedeutung gerecht zu werden. Der Verlust des Bo-

dens ist in der Eingriffs- und Ausgleichsermittlung berücksichtigt, der besonderen Schutz-

würdigkeit der Plaggenesche wird durch einen höheren Wertfaktor Rechnung getragen. 

 

Die städtische Planung steht dem RROP 2004 nicht entgegen, sie entspricht vielmehr den 

der Stadt Bramsche im RROP als Mittelzentrum zugewiesenen Aufgaben der Sicherung und 

Entwicklung von Arbeitsstätten.  
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7.2 Flächennutzungsplan 

Gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind die Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 

entwickeln. Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Bramsche vom 15.12.1998 

stellt für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Flächen für die Landwirtschaft sowie 

eine Waldfläche dar. Aus diesem Grund ist für die planungsrechtliche Umsetzung eines In-

dustrie- und Gewerbegebietes die Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich, um 

eine gewerbliche Baufläche (G) auszuweisen. Nach fortlaufender Nummerierung handelt es 

sich um die 36. Änderung des Flächennutzungsplanes. Die Darstellung des FNPs legt au-

ßerdem eine Richtfunktrasse mit einem beidseitigen Schutzstreifen fest, die in Nord-Süd-

Ausrichtung durch das Plangebiet verläuft. Die B 218 im Süden und der im Norden angren-

zende Mittellandkanal sind im FNP als Hauptverkehrswege dargestellt. 

 

 

Abb. 4: Ausschnitt aus dem rechtwirksamen Flächennutzungsplan 1998 (ohne Maßstab) 

 

7.3 Benachbarte Bauleitpläne 

Der Bebauungsplan Nr. 164, der durch die Flächennutzungsplanänderung vorbereitet wird, 

stellt die räumliche Erweiterung des östlich gelegenen ĂIndustrie- und Gewerbegebietes 

Schleptrup/A1ñ dar, das im Jahr 2015 durch die 29. Flächennutzungsplanänderung und den 

rechtkräftigen Bebauungsplan Nr. 155 ausgewiesen wurde. Der angrenzende Bebauungs-

plan weist überwiegend Industrie- und Gewerbeflächen auf, die zu einem Großteil von einem 

Landmaschinenhersteller genutzt werden. Die notwendige 29. FNP-Änderung stellt als vor-

bereitender Bauleitplan insbesondere gewerbliche Bauflächen dar. 
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7.4 Standortuntersuchung von Gewerbestandorten in Bramsche 

Im Planungsvorfeld ist in den Jahren 2005 und 2006 im Auftrage der Stadt Bramsche durch 

das Planungsbüro NWP/Oldenburg eine Untersuchung durchgeführt worden, alternative 

Standorte zur Entwicklung eines Gewerbegebiets in Autobahnnähe zu eruieren und zu be-

werten. 

 

Im Ergebnis sind nach Durchführung von ersten Restriktionsmaßnahmen (Ausschlussflä-

chen: Siedlung, Verkehr, Natur und Landschaft, Wald und Erholung) 7 unterschiedliche 

Standorte (Bewertungsflächen) im Nahbereich der A1 ermittelt worden, die auf Grund ihrer 

Größenordnung zu einem Teil auch noch in Teilflächen differenziert wurden (s. Abb. 5). Die 

Fläche 2 bezieht sich u.a. auf das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 164 bzw. dieser 36. 

Änderung des FNP. 

 

 

Abb. 5: Alternative Standortuntersuchung - Bewertungsfläche (Quelle: Planungsbüro 

NWP/Oldenburg) 

 

Zu diesen Bewertungsflächen sind weitergehende Untersuchungen durchgeführt worden, 

wobei für die einzelnen Standorte konkrete Restriktionen zu Vorkommen von Siedlung, 

Trinkwassergewinnung, Denkmalpflege und Rohstoffsicherung (s. Abb. 6) als auch zu Natur 

und Landschaft, Wald und Erholung (s. Abb. 7) berücksichtigt wurden.  

 

Aussagen des wirksamen Flächennutzungsplanes, des Regionalen Raumordnungspro-

grammes, des Landschaftsrahmenplanes und des Landschaftsplanes dienten dabei als 

Grundlage. 
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Abb. 6: Alternative Standortuntersuchung ï Reststriktionen der Bewertungsflächen (Siedlung, 

Trinkwassergewinnung, Denkmalpflege und Rohstoffgewinnung) - (Quelle: Planungsbüro 

NWP/Oldenburg) 

 

 

Abb. 7: Alternative Standortuntersuchung ï Reststriktionen der Bewertungsflächen (Natur und 

Landschaft, Wald und Erholung) - (Quelle: Planungsbüro NWP/Oldenburg) 
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Mit der nachfolgenden Karte (s. Abb. 8) ist das Plangebiet der 36. Flächennutzungsplanän-

derung bzw. des Bebauungsplanes Nr. 164 als geeignete Fläche zur Entwicklung eines Ge-

werbegebietes eingestuft worden. 

 

  

 

 

 

 

 

Abb. 8: Alternative Standortuntersuchung ï Flächenbewertung (Quelle: Planungsbüro 

NWP/Oldenburg) 

 

Eine grundsätzliche Eignung für eine gewerbliche Nutzung liegt für den Standort. Die Stand-

ortvorschläge aus der Untersuchung wurden von der Stadt Bramsche im Rahmen weiterer 

Überlegungen konkretisiert und im Einzelfall geprüft.  
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Mit der Erweiterung des ĂGewerbe- und Industriestandortes Schleptrup/A1ñ in westlicher 

Richtung werden die Potentiale für eine gewerbliche Entwicklung genutzt. Die Fläche erfüllt 

die Anforderungen für einen Gewerbestandort, da eine unmittelbare Anbindung an das über-

örtliche Verkehrsnetz besteht und auch ein ausreichendes Entwicklungspotential aus immis-

sionsschutzrechtlicher Sicht im Blick auf die umgebende Wohnbebauung vorhanden ist. Hier 

ist insbesondere zu berücksichtigen, dass der Standortfaktor ĂVerkehrsanbindungñ in den 

vergangenen Jahren erheblich an Bedeutung gewonnen hat. Der Standort des Gewerbe- 

und Industriegebietes Engter wurde bei seiner Planung in den 90er Jahren als autobahnnah 

deklariert. Heute ist festzustellen, dass sich die qualitative Bewertung potentieller Gewerbe-

flächen verändert hat. Die Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz ï das zeigt auch die 

Planung gewerblicher Bauflächen im Umfeld der Stadt ï nimmt starken Bezug auf die BAB 1. 

Aufgrund der Lage dieser potentiellen gewerblichen Bauflächen am Stadtrand und in unmit-

telbarer Nähe zu klassifizierten Straßen wie A 1 und B 218 können verkehrliche Belastungen 

von den Siedlungsschwerpunkten ferngehalten werden. Mögliche Immissionskonflikte kön-

nen minimiert werden.  

 

Dabei ist zu ergänzend berücksichtigen, dass der Ortsteil Schleptrup kein Siedlungsschwer-

punkt ist und insoweit potentielle Konfliktpunkte mit in Bebauungsplänen ausgewiesenen 

Wohnbauflächen nicht zu befürchten sind. Durch die unmittelbare Anbindung an das überört-

liche Verkehrsnetz und ï damit einhergehend ï die Lage außerhalb von Siedlungsbereichen 

werden schutzwürdige Nutzungen weitergehend von Verkehrsimmission getrennt bzw. das 

Störpotential ist durch den gewählten Standort als überwiegend gering einzuschätzen. 

 

8 Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet umfasst eine gewerbliche Tierhaltungsanlage und landwirtschaftliche Freiflä-

chen, die in einem streubesiedelten Außenbereich im Ortsteil Schleptrup liegen. Die Umge-

bung ist durch landwirtschaftliche Nutzflächen, hauptsächlich Ackerflächen geprägt. Die 

Siedlungsstruktur in der Umgebung ist durch Höfe und Einzelstallanlagen gekennzeichnet. 

Südlich der Bundesstraße, aber deutlich abgesetzt von dieser (ca. 195 m), befinden sich 

Wohnsiedlungen, die durch Innenbereichsatzungen bzw. Bauleitpläne festgesetzt sind und 

den einzigen zusammenhängenden Siedlungsbereich des Ortsteiles bilden. Schleptrup ist 

nach dem wirksamen Flächennutzungsplan kein Schwerpunkt für Wohnsiedlungen. 

 

Im Norden des Plangebietes befindet sich die Tierhaltungsanlage für die Schweinemast, be-

stehend aus einem Stallgebäude und einem zugehörigen Hochbehälter als Güllelagerstätte. 

Der Schweinemaststall umfasst ca. 960 Endmastplätze in 8 Abteilen. Bei dem Betrieb han-

delt es sich um einen Einzelstandort, an dem ausschließlich gewerbliche Tierhaltung betrie-

ben wird. Der Betrieb ist einer Hofstelle zugeordnet, die auf der nördlichen Seite des Mittel-

landkanals liegt.  

 

Der übrige Teil des Plangebietes wird ackerbaulich genutzt. Vereinzelt sind Waldreste vor-

handen, die darauf hinweisen, dass der Bereich früher mit Buchenmischwäldern und Eichen-

Hainbuchenwäldern bestockt war.  

 

Das Plangebiet ist vollständig im Besitz eines Eigentümers, der auch Betreiber der Schwei-

nemastanlage ist und Interesse an einem Verkauf der Ackerflächen hat. 
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Das Plangebiet umfasst gegenwärtig ausschließlich Flächen, die planungsrechtlich dem Au-

ßenbereich zu zuordnen sind, sodass die Zulässigkeit von Vorhaben derzeit nach § 35 

BauGB zu beurteilen ist. Bei der Schweinemastanlage handelt es sich gem. § 35 Abs. 1 Nr. 

1 BauGB um ein privilegiertes Vorhaben im Außenbereich.  

 

9 Grundlagen für die Abwägung 

9.1 Beteiligungsverfahren 

Um die konkurrierenden privaten und öffentlichen Belange fach- und sachgerecht in die Ab-

wägung gem. § 1 Abs. 6 BauGB einstellen zu können, werden gem. § 3  und § 4 BauGB 

Beteiligungsverfahren durchgeführt. Die Ergebnisse der Beteiligungsverfahren wurden in 

diese Begründung eingearbeitet.  

 

Die gem. § 3 Abs. 1 BauGB für das Verfahren vorgesehene frühzeitige Unterrichtung der 

Öffentlichkeit wurde in den Bramscher Nachrichten und durch Aushang im Rathaus am 

02.10.2017 öffentlich bekannt gemacht. Bei der Unterrichtung wurde auf die am 11.10.2017 

erfolgte öffentliche Informations- und Erörterungsversammlung hingewiesen. Auch über die 

Möglichkeit zur Einsicht in die Entwurfsunterlagen und zur Erörterung bzw. Äußerung vom 

12.10.2017 bis einschließlich 13.11.2017 wurde informiert. Die Entwürfe waren zusätzlich ab 

dem 12.10.2017 im Internet auf der Homepage der Stadt Bramsche abrufbar.  

 

Ferner wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, mit dem Schrei-

ben vom 16.10.2017 unterrichtet und zur Äußerung insbesondere auch im Hinblick auf den 

erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

aufgefordert.  

 

Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Anregungen und Hinweise wur-

den geprüft und soweit erforderlich in die Planung übernommen. Der Verwaltungsausschuss 

der Stadt Bramsche hat dann in seiner Sitzung am 15.03.2018 die Offenlegung gem. § 3 

Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. In der Zeit vom 03.04.2018 bis einschließlich 

07.05.2018 konnten die Entwürfe zur Flächennutzungsplanänderung im Rathaus sowie im 

Internet von der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB eingesehen werden. Während der 

Auslegungsfrist wurde der betroffenen Öffentlichkeit die Möglichkeit gegeben, eine Stellung-

nahme zu den Entwürfen und den umweltbezogenen Informationen vorzubringen. Parallel 

wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Planung gem. § 4 

Abs. 2 BauGB unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert.  

 

Im Folgenden werden die eingegangen Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungsverfah-

ren sowie die Abwägung der Stadt Bramsche (kursiv gekennzeichnet) zusammenfassend 

dargelegt. Die eingegangenen Anregungen und Hinweise aus der Öffentlichkeit und von den 

Fachbehörden wurden zur Kenntnis genommen und in die Planzeichnung und in die Be-

gründung eingearbeitet, sofern diese abwägungsrelevant bzw. planerisch und städtebaulich 

vertretbar waren.  
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9.1.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Von Seiten der Bürger sind keine Hinweise und Anregungen zur Planung vorgebracht wor-

den. 

 

9.1.2 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben folgende Stellungnahmen 

abgegeben. 

¶ Der Landkreis Osnabrück gibt folgende Hinweise:  

Regional- und Bauleitplanung: 

ī Das Plangebiet liegt im Süden innerhalb eines Vorranggebietes für Trinkwasserge-

winnung (RROP 2004 D 3.9.1 02). In diesen Gebieten und in der näheren Umgebung 

müssen alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen mit dieser vorrangigen 

Zweckbestimmung vereinbar sind. Ÿ Die Flächeninanspruchnahme durch die Bau-

leitplanung ist gemessen an der Größe des Vorranggebietes marginal. Eine Beein-

trächtigung liegt aus Sicht der Stadt nicht vor, da die in Rede stehenden Flächen als 

eingeschränktes GE festgesetzt werden und Betriebe mit Gefährdungspotential aus-

geschlossen sind. Ein festgesetztes Trinkwassergebiet und ein geplantes Trinkwas-

serschutzgebiet kollidieren von der Abgrenzung nicht mit dem Plangebiet. 

ī Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorsorgegebietes für die Landwirtschaft auf-

grund besonderer Funktionen für Landwirtschaft (RROP 2004 D 3.2.03). Entgegen-

stehende Nutzungen sind in diesen Gebieten nicht grundsätzlich ausgeschlossen, 

aber der Vorsorgeanspruch hat bei der Abwägung besonderes Gewicht. Er kann im 

Einzelfall zurücktreten, wenn neu hinzutretende konkurrierende Nutzungsansprüche 

höherrangig zu bewerten sind. Ÿ Der konkurrierende Nutzungsanspruch durch das 

geplante Industrie- und Gewerbegebiet wird an dieser Stelle höher gewichtet, um 

dem Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen nachzukommen und die guten Voraus-

setzungen für eine Erweiterung zu nutzen. 

ī Die Regelung bzw. der Ausschluss von Einzelhandel am dem städtebaulich nicht in-

tegrierten Standort wird begrüßt. Ÿ Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

ī Das Konzept zur Gewerbeflächenentwicklung entlang der A1 der NWP-

Planungsgesellschaft ist datiert aus dem Jahr 2006. Es wird eine Aktualisierung des 

Konzeptes der NWP-Planungsgesellschaft zur Gewebeflächenentwicklung im Umfeld 

der A1 nahegelegt. Die Entwicklung von Gewerbegebieten im Stadtgebiet sollte im 

Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes (angestrebt im Jahr 2018) 

erfolgen. Ÿ Die Qualität der potentiellen Gewerbeflächen hat sich nicht maßgeblich 

geändert und der Stadt stehen nur begrenzt geeignete Flächen für eine gewerbliche 

Entwicklung zur Verfügung. Der Ausverkauf der Industrie- und Gewerbeflächen im 

Stadtgebiet erfordert eine kurzfristige Bereitstellung von zusätzlichen Flächen. Die 

Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes nimmt mind. 3 Jahre in Anspruch. Es ist 

allein Entscheidung der Stadt, die Planung als Änderungsverfahren zum FNP durch-

zuführen. 

ī Insgesamt summieren sich die in der Ortslage Schleptrup dargestellten gewerblichen 

Bauflächen auf ca. 30 ha gegenüber ca. 39 ha Wohn- und gemischte Bauflächen. 

Durch die 36. Änderung des Flächennutzungsplanes sollen nun ca. 17 ha weitere 

gewerbliche Bauflächen ausgewiesen werden. Im Vergleich zur Gesamtbetrachtung 

der Stadt Bramsche mit einem Verhältnis von ca. 2,5:1 von Wohnbauland und ge-
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werbliche Fläche (ca. 451 ha zu ca. 180 ha), wird für die Ortslage Schleptrup gegen-

wärtig ein Verhältnis von annähernd 1:1 erreicht. Ÿ Der Ortsteil stellt keinen örtlichen 

Siedlungsschwerpunkt dar. Es handelt sich um eine Streubesiedlung im Außenbe-

reich. Es ist sachlich falsch und städtebaulich überhaupt nicht aussagekräftig, ein 

Verhältnis von Wohnbau- zu Gewerbeflächen ortsteilweise auszurechnen. 

ī Es stellt sich hier die Frage, ob die Stadt Bramsche zukünftig gedenkt die Ortslage 

Schleptrup in einen Schwerpunkt für gewerbliche und industrielle Entwicklung zu 

entwickeln oder aber auch Darstellung, Ausweisung und Schutz von Wohnbauland in 

der Ortslage in Erwägung zu zieht. Ÿ Die zukünftige Entwicklung der Ortsteile wird 

Bestandteil der FNP-Neuaufstellung sein, wenn Nutzungszuweisungen für das ge-

samte Stadtgebiet erfolgen. Aufgrund der Rahmenbedingungen (Streusiedlungen, 

mangelnde Infrastruktur, Immissionsvorbelastung durch B 218) wird Schleptrup auch 

zukünftig kein Siedlungsschwerpunkt sein. 

ī Wie auf Seite 6 der Begründung beschrieben, wird der Stadt Bramsche durch das 

RROP 2004 D 1.6 02 die Schwerpunktaufgabe zur Sicherung und Entwicklung von 

Wohn- und Arbeitsstätten zugeteilt. Auch die Sicherung und Entwicklung von 

Wohnstätten ist bedeutender Bestandteil dieser Schwerpunktaufgabe. Die erwähnte 

Schwerpunktaufgabe ist des Weiteren im RROP vor allem für die nördlich der Ortsla-

ge Engter liegenden Flächen bestimmt. Ÿ Die Erläuterung zum RROP bezieht sich 

auf Bramsche als Mittelzentrum, welche als Schwerpunkt für die Sicherung und Ent-

wicklung von Wohn- und Arbeitsstätten eingestuft ist. 

ī Wenn sich die Stadt Bramsche dazu entscheidet in nicht integrierter Lage ehemalige 

Außenbereichsflächen der Bebauung zuzuführen, stellt sich die Frage, warum die 

Entscheidung in diesem Ortsteil ausschließlich für Gewerbe- und Industriegebiete 

und nicht auch für die örtliche Wohnbevölkerung getroffen wird. Ÿ Das Plangebiet 

schließt unmittelbar an das vorhandene Industrie- und Gewerbegebiet an und liegt 

nicht als Solitär im Außenbereich. Bei einer städtebaulich integrierten Lage käme es 

zu Immissionskonflikten, die seitens der Stadt nicht gewollt sind. Eine Ausweisung 

von Wohnbauflächen im Ortsteil Schleptrup im Sinne eines Siedlungsschwerpunktes 

ist nicht Inhalt des Flächennutzungsplanes. Schleptrup ist durch eine Streubebauung 

geprägt. Ausreichend Wohnbauflächen werden an städtebaulich geeigneter Stelle im 

Stadtgebiet ausgewiesen.  

ī Grundsätzlich ist immer eine Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes gegenüber 

häufigen und kurzfristigen Änderungen aufgrund von kurzfristiger Flächenverfügbar-

keit vorzuziehen, da dann die Betrachtung aller Flächen im Stadtgebiet innerhalb ei-

nes Gesamtentwicklungskonzeptes stattfindet. Ÿ Die Neuaufstellung des FNPs be-

ginnt 2018. Dann wird die zukünftige Flächenentwicklung für das gesamte Stadtge-

biet betrachtet. Sie schafft Planungssicherheit für einen Zeitraum von 15- 20 Jahren. 

Untere Denkmalschutzbehörde: 

ī Aus Sicht der Baudenkmalpflege bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Ÿ Es 

gibt keine Bedenken gegen die Planung.  

ī Bedenken der Archäologischen Denkmalpflege der Stadt und des Landkreises Osn-

abrück Ÿ siehe oben 

Landwirtschaftlicher Immissionsschutz: 

ī Aus immissionsschutztechnischer Sicht bestehen gegen die Aufstellung des B-Planes 

Nr. 164 ĂIndustrie- und Gewerbegebiet Eiker Eschñ bzgl. der Geruchsimmissionen 
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keine Bedenken.  Ÿ Zwischen Stadt und Landwirtschafts-kammer erfolgte eine um-

fängliche Abstimmung unter gutachterlicher Begleitung. 

ī Es wird auf eine Stellungnahme des Immissionsschutzgutachters vom 20.01.2017 

hingewiesen, dass es sinnvoll wäre einen allseitigen Abstand von 100 Metern gegen-

über der Tierhaltungsanlage einzuhalten, um möglichen Immissionskonflikten vorzu-

beugen. Ÿ Mit der ĂIsolinie f¿r Geruchsschwelle an 15% der Jahresstundenñ werden 

die gesetzlichen Grenzwerte eingehalten. Bei einem größeren Abstand steht ein 

Großteil der Flächen für eine gewerbliche Nutzung nicht zur Verfügung. 

Untere Wasserbehörde: 

ī Sofern im Zuge der Bauarbeiten eine Grundwasserhaltung erforderlich wird, so wird 

darum gebeten zu berücksichtigen, dass hierfür ab einer täglichen Entnahmemenge 

von 50m³ eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich wird. Ÿ Eine entsprechende 

Erlaubnis wird erforderlichenfalls eingeholt.  

¶ Der Abwasserbeseitigungsbetrieb der Stadt Bramsche weist darauf hin, dass die 

Schmutzwasserentwässerung der Grundstücke über eine Druckentwässerung erfolgt. 

Jeder Grundstückseigentümer wird verpflichtet ein Abwasserkleinpumpwerk zu bauen 

und zu betreiben. Außerdem verlaufe eine Abwasserdruckrohrleitung durch das Plange-

biet, die parallel zur B 218 umgelegt werden muss. Dies bedarf zur Planung und Umset-

zung eine ausreichende Vorlaufzeit. Es wird darauf hingewiesen, dass die Kläranlage 

zur Stadt Bramsche gehört und nicht zu den Stadtwerken. Ÿ Die Hinweise werden bei 

der weiteren Ausarbeitung der Planung beachtet. Für die Umlegung der Druckrohleitung 

wird ein Leitungsrecht entlang der Bundesstraße festgesetzt. Die Begründung wird ent-

sprechend ergänzt bzw. korrigiert. 

¶ Die Archäologische Denkmalpflege äußert Bedenken gegen die Planung, da das Plan-

gebiet in erheblichen Umfang Plaggeneschgebiete tangiert, die historische Relevanz 

haben können. Darum ist eine Klärung der konkreten Fund- und Befundssituation durch 

geeignete archäologische Maßnahmen im Vorfeld von jeglichen Erdeingriffen bzw. 

Baumaßnahmen vorzusehen, die in der Stellungnahme benannt sind. Die Kosten trägt 

der Planungs-/Vorhabenträger als Verursacher. Ÿ Der Stadt ist bekannt, dass in diesem 

Bereich Plaggeneschböden vorkommen. Gleichwohl stellt die Stadt vor diesem Hinter-

grund ihre Planungsabsichten nicht zurück, sichert aber eine genaue Untersuchung der 

Böden vor Inanspruchnahme für Bauarbeiten zu. Die Bodendenkmalpflege wird einge-

schaltet, bevor Baumaßnahmen erfolgen.  

¶ Die Bundesnetzagentur gibt an, dass im Koordinationsbereich des Plangebietes die 

Deutsche Telekom Technik GmbH und die Telefónica Germany GmbH & Co. OHG als 

Richtfunkbetreiber tätig sind. Ÿ Die Richtfunkbetreiber im Plangebiet wurden bei der 

frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert. 

¶ Die E-Plus Service GmbH weist darauf hin, dass durch das Plangebiet eine ihrer Richt-

funkverbindung führen. Um zukünftige mögliche Interferenzen zu vermeiden, sollten ent-

lang der Richtfunktrasse geplante Gebäude / Baukonstruktionen eine max. Bauhöhe von 

45 m nicht überschreiten. Schutzstreifen um die Mittellinie des Links +/- 15 m (Trassen-

breite) sind einzuhalten. Ÿ Für bauliche Anlagen ist eine Höhebeschränkung festge-

setzt, dadurch ist eine Beeinträchtigung der Richtfunktrasse nicht zu erwarten.  

¶ Die Industrie- und Handelskammer Osnabrück-Emsland-Grafschaft Bentheim begrüßt 

das Vorhaben ausdrücklich. Es wird darauf hingewiesen, dass für die Vermeidung von 

Nutzungskonflikten hinsichtlich Schallemissionen zwischen angrenzender Wohnbebau-

ung und Industrie- und Gewerbenutzungen geeignete Maßnahmen und Festsetzungen 

zu treffen sind. Ÿ Die Ergebnisse aus dem vorliegenden Schallgutachten sind in die 
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Planung durch entsprechende Festsetzungen im B-Plan eingearbeitet. Die Lärmkontin-

gentierung stellt sicher, dass die Lärmbelastung für die umgebende Wohnnutzung die 

gesetzlichen Grenzwerte nicht überschreitet. 

¶ Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen gibt den Hinweis, dass bei externen Kom-

pensationsmaßnahmen neben dem Wegerandstreifenprogramm der Stadt Bramsche 

auch die agrarischen Belange berücksichtigt werden sollen, damit Flächen nicht aus der 

Nutzung genommen werden. Außerdem bestehen keine weiteren besonderen Anforde-

rungen an  Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. Ÿ Die Stadt räumt der 

Kompensation auf stadteigenen Wegerandstreifen Vorrang ein, um möglichst keine wei-

teren landwirtschaftlichen Flächen in Anspruch zu nehmen. 

¶ Die LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover Kampfmittelbeseitigungsdienst, äußert 

sich, dass nicht unterstellt werden kann, dass keine Kampfmittelbelastung im Plangebiet 

vorliegt. Ÿ Die Durchführung einer kostenpflichtigen Luftbildauswertung wurde beauf-

tragt. Die Ergebnisse werden in die Planung eingearbeitet. 

¶ Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr begrüßt die verkehr-

liche Erschließung über das angrenzende Industrie- und Gewerbegebiet, da kein weite-

rer Anschluss an die B 218 erforderlich ist. Es wird gebeten das Planzeichen ĂBereich 

ohne Ein- und Ausfahrtñ entlang der B 218 in der Planzeichnung nachzutragen, um pri-

vate Zufahrten zu unterbinden. Die Bauverbotszone ist beachtet worden. Die benannten 

nachrichtlichen Hinweise sollen in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Ÿ Für 

ein zusªtzliches Planzeichen ĂBereich ohne Ein- und Ausfahrtñ entlang der BundestraÇe 

wird keine Notwendigkeit gesehen, da innerhalb der Bauverbotszone eine Maßnahmen-

fläche festgesetzt wird, die keine Überquerung ermöglicht (analog zum B-Plan 155). Die 

aufgeführten Hinweise werden in die Planzeichnung übernommen.   

¶ Die Polizeiinspektion Osnabrück bestätigt, dass ein Mehr an Fahrzeugbewegungen zu 

erwarten ist. Sie bemängelt, dass mit nur einer Zuwegung über den lichtsignalisierten 

Knoten B 218/In der Welle/Feldweg zwar leistungsbezogen der gesamte Verkehr in das 

Gebiet aufgenommen werden kann, aber es nur einen nutzbaren Rettungsweg gibt. Eine 

zweite Zuwegung wird für dringend erforderlich gehalten. Dieser muss im Normalfall be-

fahrbar sein, aber eine ausreichende Untergrundbefestigung für LKWs ist dennoch er-

forderlich. Ÿ Eine zusätzliche Zuwegung ist über die Versorgungstrasse zwischen Va-

russtraße und Planstraße gesichert, die temporär als Rettungsweg und bei einer Sper-

rung der Haupterschließungsstraße genutzt werden kann. Dafür ist ein entsprechendes 

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt. Die Ausgestaltung der Trasse entspricht den 

Anforderungen für LKWs und Rettungsfahrzeuge. 

¶ Die Telefónica Germany GmbH & Co. gibt den Hinweis, dass durch das Plangebiet zwei 

ihrer Richtfunkverbindung führen. Um zukünftige mögliche Interferenzen zu vermeiden, 

sollten entlang der Richtfunktrasse geplante Gebäude / Baukonstruktionen eine max. 

Bauhöhe von 45 m nicht überschreiten. Schutzstreifen um die Mittellinie des Links +/- 18 

m (Trassenbreite) sind einzuhalten. Ą Für bauliche Anlagen ist eine Höhebeschränkung 

festgesetzt, dadurch ist eine Beeinträchtigung der Richtfunktrasse nicht zu erwarten.  

¶ Die Telekom Deutschland GmbH prüft die Voraussetzung zur Errichtung eigener TK-

Linien im Baugebiet und trifft danach eine Ausbauentscheidung. Es wird gebeten, Be-

ginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen frühzeitig, mindestens 3 Monate vor 

Baubeginn, schriftlich anzuzeigen. Ÿ Eine rechtzeitige Einbindung und Mitteilung der 

Versorgungsträger über Erschließungsmaßnahmen finden frühzeitig statt. 

¶ Die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) gibt folgende Anre-

gungen:  
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ī Bundeswasserstraßen sind nach gesetzlichen Vorgaben nicht Teil von gemeindlicher 

Bauleitplanung. Die Bundeswasserstraßen müssen entweder außerhalb des Gel-

tungsbereichs liegen oder nachrichtlich ¿bernommen werden. Ÿ Der Mittellandkanal 

als Bundeswasserstraße liegt außerhalb des Geltungsbereiches und ist somit nicht 

Bestandteil der Bauleitplanung. 

ī Für die Erschließung der Schweinemastanlage soll der Wirtschaftsweg entlang des 

Mittelandkanals als öffentliche Verkehrsfläche gewidmet werden. Dafür ist die Befah-

rung des Flurstückes 47/8 notwendig, welches im Eigentum der WSV steht. Sofern 

vorgesehen ist, dass die vollständige Erschließung des Betriebes künftig über öffent-

liche Flächen erfolgt, so sind die Unterhaltungsverpflichtungen aus der Planfeststel-

lung oder Eigentumsverhältnisse anzupassen. Ÿ Für eine direkte Anbindung an das 

öffentliche Verkehrsnetz der Schweinemastanlage wird das Flurstück 48/32 als Ver-

kehrsfläche festgesetzt. Die Flächen der WSV bleiben davon unberührt.  

ī Aussagen zur Einleitung von Oberflächenwasser in den Mittellandkanal können erst 

im weiteren Verfahren geklärt werden, wenn Details zur Ausgestaltung der Entwässe-

rungsanlagen vorliegen. Jegliche Einleitung ist über einen Gestattungsvertrag, der 

u.a. die Unterhaltungspflichten definiert, zu regeln. Ÿ Die Oberflächenentwässerung 

sieht vor, dass das anfallende Niederschlagswasser der Bau- und Straßenflächen in 

einem Regenrückhaltebecken am nördlichen Rand des Plangebietes gesammelt und 

gedrosselt dem Vorfluter Ahrensbach zugeführt. Ein Wasserrechtsverfahren wird zur 

Sicherung der planungsrechtlichen und wasserrechtlichen Regelungen durchgeführt. 

ī Bei allen Bauaktivitäten innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist 

das WSA Minden zu beteiligen. Möglicherweise müssen strom- und schifffahrtspoli-

zeiliche Genehmigungen nach Bundeswasserstraßengesetz eingeholt werden. Es 

wird auch auf die Einhaltung der Grenzabstände im Sinne der NBauO hingewiesen. 

Ÿ Die Hinweise werden beachtet.  

¶ Der Wasserverband Bersenbrück ist im Bereich des Ortsteils Schleptrup für die öffentli-

che Trinkwasserversorgung zustªndig. In der StraÇe ĂIn der Welleñ verlªuft eine Haupt-

leitung DN 150. Bei der Ansiedlung von Unternehmen mit einem hohen oder überdurch-

schnittlichen Wasserverbrauch wird um eine rechtzeitige Mitteilung gebeten. Hinsichtlich 

der Bereitstellung von Löschwasser aus dem öffentlichen Trinkwassernetz sind noch 

nähere Abstimmungen zwischen dem örtlichen Träger des Brandschutzes, der örtlichen 

Feuerwehr und der hauptamtlichen Brandschau beim Landkreis Osnabrück und dem 

Wasserverband erforderlich. Hierbei darf die Versorgung der angeschlossenen Grund-

stücke nicht gefährdet werden. Ÿ Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sollten 

im Plangebiet Betriebe mit einem hohen Wasserbedarf angesiedelt werden oder eine 

hohe Wasserentnahme für die Löschwasserversorgung geplant werden, wird der Was-

serverband rechtzeitig informiert bzw. beteiligt. Die zur Verfügung gestellten Bestand-

pläne werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung bzw. Durchführung 

berücksichtigt.  

¶ Westnetz GmbH bittet um Rücksichtnahme auf die vorhandenen erdverlegten Versor-

gungseinrichtungen bei evtl. Tiefbauarbeiten, damit Schäden und Unfälle vermieden 

werden. Bauausführende Firmen sollen sich rechtzeitig vor Inangriffnahme der Bauarbei-

te aktuelle Planauskünfte einholen. Ÿ Eine rechtzeitige Benachrichtigung der Versor-

gungsträger findet vor Baubeginn statt. Ein entsprechender Hinweis wird aufgenommen.                                                                                                  
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9.1.3 Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Folgende Stellungnahmen gingen während des Auslegungszeitraumes von Seiten der Öf-

fentlichkeit ein: 

¶ Private Einwendung 1: 

ī Anmerkung Plaggeneschboden: Mit der Überplanung gehen wertvolle Plaggenesch-

böden verloren, die landschafts- und kulturgeschichtliche Relikte darstellen und in 

andere Gegenden bereits vor Eingriffen geschützt sind. Es wird für eine detaillierte 

archäologische Untersuchung vor Baumaßnahmen plädiert. Ÿ Umfassende Untersu-

chungen des Bodens vor jeglichen Erdarbeiten werden garantiert. Dem Verlust ist in 

der Eingriffsbilanzierung durch eine höhere Einstufung Rechnung getragen. Mit Ver-

weis auf das Ziel D 2.6.02 im RROP ist eine grundsätzliche Inanspruchnahme von 

Plaggenesch nicht ausgeschlossen. Ein regionalplanerisches Konzept für den grund-

sätzlichen Umgang mit Plaggeneschböden, wie es das RROP postuliert, existiert al-

lerdings nicht. Die Stadt gibt in diesem Einzelfall der Ausweisung von hochwertigen 

gewerblichen Bauflächen Vorrang. 

ī Anmerkung Lichtgutachten: Die zu erwartende Lichtimmissionen auf die Tierwelt sol-

len in einem Gutachten beurteilt werden. Ÿ Für Lichtemissionen existieren keinerlei 

Grenzwerte, auf die die Stadt Bezug nehmen könnte. Ein solches Gutachten wird 

deshalb für nicht erforderlich gehalten. Vorsorglich wird allerdings eine verbindliche 

Festsetzung hinsichtlich einer insektenfreundlichen und gleichzeitig nicht-störenden 

Beleuchtung für die Anlieger im B-Plan getroffen.  

ī Anregung Ausgleich in Schleptrup: Die Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen 

sollen gebietsnah im Schleptrup erfolgen, wo der Eingriff in Natur und Landschaft 

stattfindet. Ÿ Der externe Ausgleich erfolgt über das Wegerandstreifenprogramm der 

Stadt Bramsche. Es ist der ausdrückliche Wille des Stadtrates, mit Hilfe des Weger-

andstreifenprogrammes innerhalb des Stadtgebietes Ausgleichsmaßnahmen durch-

zuführen. Der Ortsteil Schleptrup ist bisher nicht Bestandteil des Programmes, hierfür 

ist eine politische Entscheidung erforderlich. 

ī Anregung Lärmschutzwall / Bewuchsstreifen: Es wird eine breitere Abstandsfläche 

von 40 m zur Bundesstraße gefordert, um einen mind. 3 m hohen, bepflanzen Wall 

als Sichtschutz errichten zu können. Es soll ein schriftlicher Antrag auf eine widerruf-

liche Genehmigung für das Anlegen eines Walles in der Bauverbotszone beim Nds. 

Straßenverkehrsamt gestellt werden. Ÿ Eine Wallanlage wird von der Verwaltung 

nicht empfohlen, da hinsichtlich der Bauverbotszone in erheblichem Maß Nettoge-

werbefläche verloren geht und die vorgesehene Bepflanzung ausreichend erscheint. 

Eine Ausnahmegenehmigung wurde bereits im Verfahren zum B-Plan Nr. 155 ange-

fragt und abgelehnt. 

ī Anregung Fassadenbegrünung: Im Hinblick auf die Vorteile wird angeregt, dass für 

das gesamte Gebiet eine Fassaden- und Dachbegrünung im B-Plan festgeschrieben 

wird. Es wird vorgeschlagen, dass die Stadt den Firmen eine Hilfe in Form eines Fly-

ers oder Beratungsgesprächs anbietet. Eine hohe Belastung für die Firmen bei Mehr-

kosten zwischen 15 und 25 Euro wird nicht gesehen, da auch viele Vorteile (wie z.B. 

eine doppelte Lebensdauer des Daches, geringere Niederschlagswassergebühren 

und ein ökologischer Ausgleich) bestehen. Ÿ Die verbindliche Festsetzung an und 

auf Gebäuden stellt eine zusätzliche finanzielle Belastung für die Unternehmen dar 

und wird von der Verwaltung nicht empfohlen. Eine Dach- und/oder Fassadenbegrü-

nung kann ï wenn politisch gewollt ï im Rahmen von Kaufvertragsverhandlungen 

umgesetzt werden. 
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ī Anregung ökologisch wertvolles einheitliches Begrünungskonzept: Es wird angeregt, 

für die 20% der nicht überbaubaren Gewerbeflächen ein einheitliches Begrünungs-

konzept festzulegen, das von der Verwaltung (unter Beteiligung der Bürger) ausgear-

beitet werden soll. Die Firmen sollten in der Umsetzung unterstützt werden. Ÿ Im B-

Plan wird es eine verbindliche Festsetzung zur Begrünung der nicht überbaubaren 

Flächen geben. Ein ergänzendes einheitliches Begrünungskonzept kann ï wenn ge-

wünscht ï nach Abschluss der verbindlichen Bauleitplanung als ergänzendes Kon-

zept erarbeitet werden. 

ī Anregung Lichtgestaltung: Die negativen Auswirkungen durch eine nächtliche, künst-

liche Beleuchtung auf die Natur und die menschliche Gesundheit soll durch ein Be-

leuchtungskonzept begegnet werden. Es wird auf die Fachgruppe Dark Sky verwie-

sen, die Maßnahmen für die Vermeidung von Lichtverschmutzung zusammen getra-

gen haben. Um eine Beeinträchtigung durch Lichtverunreinigungen der Wohnnach-

barschaft entgegen zu wirken, soll das Anbringen von künstlichen Lichtquellen (u.a. 

Richtreklame, Strahler) in südlicher Richtung unzulässig sein.Ÿ Festsetzungen zur 

Lichtgestaltung werden im B-Planverfahren geprüft und ggf. aufgenommen. Lichte-

missionen sind keine Emissionen i.S.d. BImSchG. 

ī Hinweis zu ökologischen bewirtschafteten Flächen: Es gibt den Hinweis zur Öko-

landwirtschaft in Niedersachsen, die durch die Landesregierung unterstützt wird. Die 

Planung widerspricht dieser Intention, da wertvolle Ackerflächen zerstört werden. Ÿ 

Im Bereich des Plangebietes wird keine Ökolandwirtschaft betrieben. Die Überpla-

nung von Ackerflächen wird anerkannt, dennoch wird die Notwendigkeit der Zurverfü-

gungstellung gewerblicher Bauflächen höher als den Erhalt einzelner landwirtschaftli-

cher Flächen bewertet, insbesondere unter Berücksichtigung der insgesamt im Stadt-

gebiet vorhandenen landwirtschaftlichen Nutzflächen. 

ī Wärmgutachten: Es sollte ein Wärmegutachten erstellt werden, welches darüber Auf-

schluss gibt, mit welcher Erwärmung in und über dem Industriegebiet zu rechnen ist 

und welche Auswirkungen sich für Natur und Landschaft daraus ergeben. Ggf. sollten 

geeignete Baumaßnahmen überlegt und entsprechende Festsetzungen im Bebau-

ungsplan geregelt werden. Ÿ Im Zuge der Bauleitplanung ist es nicht möglich, Fest-

setzungen zur Verhinderung von Erwärmung durch Besiedlung zu treffen. Bei einer ï

möglichen ï Erwärmung  handelt sich nicht um Emissionen i.S.d. BImSchG. 

ī Anmerkung Flächenverbrauch: Es wird auf die Forderung eines sparsamen und 

schonenden Umgang mit Grund und Boden im BauGB verwiesen. Bei Fortführung 

des Flächenverbrauches bräuchte es nur noch 143 Jahre, um Schleptrup einer voll-

ständigen industrieller und gewerblicher Nutzung zuzuführen. Die Innenverdichtung 

hat Vorrang vor der Überplanung von landwirtschaftlichen Flächen, v.a. wenn es sich 

um schützenswerten Plaggeneschboden mit kulturhistorischer Bedeutung handelt. 

Die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen stellt auf der Angebotsseite 

einen erheblichen Eingriff in Flächenmarktgefüge dar und führt zum Verlust der Bo-

denfunktionen, wobei insbesondere auf die Grundwasserneubildung und die Oberflä-

chenentwässerung hingewiesen wird. Ÿ Die Stadt setzt verstärkt auf Nachverdich-

tung und entspricht damit der Forderung des BauGB, was im Wesentlichen die Aus-

weisung von Wohnbauflächen betrifft. Gewerbe- und Industrieflächen können in 

Bramsche nicht über Nachverdichtung aktiviert werden. Der Trennungsgrundsatz des 

BImSchG hat für die Stadt oberste Priorität, um störende Nutzungen räumlich zu 

trennen und Gewerbeflächen möglichst weit entfernt von Wohnsiedlungen anzusie-

deln. Die ĂHochrechnungñ ¿ber einen Zeitraum von 143 ist unseriºs. Es ist grundsätz-

lich festzustellen, dass durch jede Versiegelung weniger Grundwasser gebildet wer-

den kann. Die Stadt hält dies aufgrund der umfassenden Freiflächen in der Umge-
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bung für vertretbar. Das angrenzende Trinkwasserschutzgebiet wird nicht beeinträch-

tigt. Die Aufwertung des Ahrensbaches (B-Plan Nr. 155) hat dem gegenüber eine er-

hebliche Aufwertung eines bisher rein funktionalen Gewässerzuges gebracht. 

ī Anregung Bepflanzung der Zufahrtsstraße: Der Vorschlag für eine Bepflanzung der 

Straßenräume wird begrüßt. Es wird angeregt, den Abstand von 25m je Baum auf 

10m zu verkürzen und eine ökologisch wertvolle Bepflanzung der Baumscheibe inkl. 

Parkschutz vorzuschreiben. Bei dieser Länge wird verhindert, dass  der Seitenstreifen 

zu einem LKW-Rastplatz wird. Ÿ Eine dichtere Bepflanzung der Straßenräume ist 

nicht sinnvoll, da ansonsten keine Stellplätze für LKW im öffentlichen Straßenraum 

geschaffen werden können. 

 

¶ Private Einwendung 2: 

ī In der Stellungnahme werden zunächst allgemein die Grundzüge der Bauleitplanung 

gem. BauGB angeführt. Ÿ Die Stadt Bramsche trägt den Inhalten des BauGB im 

Rahmen ihrer Bauleitplanung vollständig Rechnung. 

ī Das Plangebiet befindet sich nach dem RROP 2004 im Naturpark Teutoburger Wald/ 

Wiehengebirge (Terra Vita) und teilweise in einem Vorsorgegebiet für Landwirtschaft 

sowie Vorranggebiet für Trinkwassergewinnung. Ÿ Die Lage im Naturpark Terra Vita 

steht der städtischen Planung nicht entgegen. In Vorsorgegebieten sind entgegen-

stehende Nutzungen nicht grundsätzlich ausgeschlossen und die Flächeninan-

spruchnahme ist vertretbar. Die Abgrenzung des Wasservorranggebietes im RROP 

geht auf einen veralteten Bearbeitungsstand zurück. Der Geltungsbereich liegt auf-

grund von dort verlaufenden Entwässerungsgräben etwa zur Hälfte innerhalb der 

durch einen Fachgutachter abgegrenzten zukünftigen Schutzzone III B des zukünfti-

gen Wasserschutzgebietes Bramsche. Die Stadt trägt dem Vorranggebiet für Trink-

wassergewinnung durch Nutzungseinschränkungen im geplanten Gewerbegebiet 

Rechnung. Die Grundwasserfließrichtung ist nach Norden ausgerichtet, sodass eine 

Beeinträchtigung des Vorranggebietes durch die Planung nicht gegeben ist. 

ī Im RROP ist in diesem Bereich weder ein Vorranggebiet für Siedlungsentwicklung 

bzw. industrielle Anlagen festgesetzt, noch ein Standort mit der Schwerpunktaufgabe 

ĂSicherung und Entwicklung von Arbeitsstªttenñ. Ÿ Bramsche hat als Mittelzentrum 

insbesondere die Aufgabe, der Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstätten nach-

zukommen. Mit der Ausweisung im Ortsteil Schleptrup kommt die Stadt ihrer regio-

nalplanerischen Aufgabe nach und entwickelt die vorhandenen autobahnnahen 

Standorte in Engter in Richtung Westen weiter. 

ī Die standörtliche Festlegung ist im RROP bewusst in Engter an der L78 nach einem 

intensiven Untersuchungsverfahren (durch NIW) zugeordnet worden. Die Untersu-

chung der NWP Planungsgesellschaft steht den Ergebnissen entgegen und kon-

zentriert den zukünftigen Schwerpunkt der gewerblichen Entwicklung auf Schleptrup. 

Ÿ Sowohl das NIW, als auch das RROP haben die von der Stadt Bramsche initiierte 

gewerbliche Entwicklung an der L78 (und damit im Umfeld der BAB 1) aufgegriffen 

und festgeschrieben. Die Untersuchung der NWP Planungsgesellschaft wurde von 

der Stadt Bramsche als Fortschreibung des gewerblichen Ansatzes im Umfeld der 

BAB 1 beauftragt und umfasst auch städtebauliche Aspekte. Die vorliegende Planung 

ist eine logische Fortschreibung der schon im RROP dargelegten Ziele und konkreti-

siert die zentralörtliche Vorgabe für die Stadt Bramsche als Mittelzentrum.  

ī Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen und nicht umgekehrt. Ÿ 

Die städtische Planung steht dem RROP 2004 nicht entgegen, sie entspricht vielmehr 

den der Stadt Bramsche im RROP als Mittelzentrum zugewiesenen Aufgaben der Si-

cherung und Entwicklung von Arbeitsstätten. 
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ī Im FNP der Stadt Bramsche ist das Gebiet als Fläche für die Landwirtschaft bzw. 

Waldfläche dargestellt. Als Standorte für eine gewerbliche Entwicklung sind die Ort-

steile Engter, Hesepe, Achmer und Bramsche festgelegt, die vorrangig zu entwickeln 

sind. Ÿ Der Gesetzgeber hat die Änderung eines FNP dafür vorgesehen, einen wirk-

samen FNP fortzuschreiben und weiter zu entwickeln. Die Untersuchung von NWP 

geht ganzheitlich vor und berücksichtigt die bisherigen Schwerpunkte, versucht aber 

gleichzeitig, den autobahnnahen Standort ĂEngterñ durch einen Ansatz auf der West-

seite der BAB 1 fort zu entwickeln. 

ī Die geplante Erweiterung des inzwischen rechtsverbindlichen ĂIndustrie- und Gewer-

begebietes A1/Schleptrupñ liegt in einer landschaftlich und landwirtschaftlich geprªg-

ten Kulturlandschaft und wirkt wie ein Fremdkörper bzw. eine Insel. Mögliche Sied-

lungsentwicklungen im Wohnungsbau und damit ein Zusammenwachsen mit den ge-

nannten Ortsbereichen werden somit blockiert, sodass die Entwicklung eines zukünf-

tigen Schwerpunktstandortes für Industrie und Gewerbe befürchtet werden muss. Ÿ 

Der zitierte B-Plan Nr. 155 liegt nicht als Fremdkörper in der Landschaft, sondern ist 

ein Musterbeispiel für einen überaus großzügig eingegrünten und in die Landschaft 

eingebetteten B-Plan. Natürlich wird die Bebauung aufgrund des Flächenumfanges 

deutlich wahrgenommen. Der B-Plan liegt aber in einem Gebiet, das durch Emissio-

nen von der A 1 eine deutliche Vorbelastung aufweist. Auch der B-Plan Nr. 164 soll 

umfassend eingegrünt werden, eben um nicht als Fremdkörper in der Landschaft zu 

liegen. Beide B-Pläne sind Inhalt des aktuellen Gewerbeflächenentwicklungskonzep-

tes des Landkreises Osnabrück. Ein Zusammenwachsen der genannten Ortsteile war 

städtebaulich nie beabsichtigt. 

ī Der Landkreis hat zu Recht kritisiert, dass durch die o.a. Bauleitplanung das Verhält-

nis zwischen Gewerbe- und Wohnbauflächen dann 1:1 betrage. Bei einer weiteren 

Entwicklung im Zuge der Neuaufstellung des FNP auf Grundlage der NWP würde 

sich das Verhältnis zwischen Wohnen und Gewerbe umkehren. Das Wohnen in 

Schleptrup würde entgegen der bisherigen Entwicklung (Jung kauft Alt) nachhaltig 

scheitern und auch die Wohngebiete der Gartenstadt beeinflussen. Ÿ Die vom Land-

kreis angestellte Berechnung zum Flächenverhältnis von Gewerbe- und Wohnbauflä-

chen in Schleptrup entbehrt fachlicher Grundlage. Ein solches Flächenverhältnis kann 

ï wenn gewollt ï auf die Gesamtfläche der Stadt hochgerechnet werden oder die 

Flächen für Gewerbe können landwirtschaftlichen und Waldflächen gegenübergestellt 

werden. Die Frage der weiteren baulichen Entwicklung wird im Zuge der FNP-

Neuaufstellung entschieden. 

ī Alternativen für eine gewerbliche Entwicklung in den anderen Ortsteilen bzw. Ge-

meinden werden leichtfertig zurückgestellt (z.B. ehem. Flugplatz Achmer, Hesepe an 

der B 68, Engter Hafen bzw. Lappenstuhl an der L 78). Ÿ Die Planungen im Bereich 

Flugplatz Achmer scheiterte an Vorgaben der EU bzw. der Landesregierung in Nie-

dersachsen. Die anderen zitierten Flächen sind nach wie vor in der Diskussion, ste-

hen aber teilweise aufgrund von Eigentümerentscheidungen nicht zur Verfügung. 

ī Ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden sieht anders aus. Allein die Verfügbar-

keit von Grundstücken und eine direkte Verkehrsanbindung an die Autobahn begrün-

den nicht das Planungserfordernis. Beim B-Plan Nr. 155 wurden Einzelinteressen 

über die Belange der Bevölkerung gestellt (§ 1 Abs. 7 BauGB) und stellten bereits 

hier eine Fehlinterpretation des Abwägungsgebotes dar. Ÿ Die Ausweisung des an-

grenzenden Industrie- und Gewerbegebietes erfolgte nach umfänglicher Standortun-

tersuchung durch die NWP Planungsgesellschaft und ist städtebaulich begründet. 

Der Standort des B 155 ist (wie auch der des B 164) Gegenstand des Gewerbeflä-

chenentwicklungskonzeptes des Landkreises Osnabrück.  
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ī Eine nach städtebaulichen und stadtfunktionalen Gesichtspunkten ausgerichtete 

Siedlungspolitik wird doch im rechtswirksamen FNP der Stadt in richtiger nachhaltiger 

städtebaulicher Argumentation beschrieben. Leider gehen die o.a. Planungen an die-

sen Vorsätzen vorbei. Ÿ Die vorliegende FNP-Änderung erfolgt auf Grundlage einer 

ganzheitlichen Untersuchung der NWP Planungsgesellschaft und schreibt den wirk-

samen FNP sinnvollerweise fort. 

ī Die verbliebenen Grün- und Waldflächen können kaum als Habitat für Vögel und Fle-

dermäuse dienen. Durch eine stärkere Begrünung im und an den Grenzen des Plan-

gebietes könnten Beeinträchtigungen für Flora und Fauna gemindert werden sowie 

als Sichtbarriere für die Wohnbebauung und ggf. Immissionsschutz (Abstand) dienen. 

Dass die Kompensation über 50 % der WE außerhalb des Plangebietes bzw. 

Schleptrups stattfindet, ist schlichtweg unverständlich. Ÿ Der Umweltbericht inkl. 

Eingriffsbilanzierung wurden vom Landkreis mit geringeren Veränderungen in die 

Bewertung für korrekt empfunden. Der Eingriff wird vollständig ausgeglichen. Dabei 

ist es unerheblich, ob der Ausgleich in Schleptrup oder einem anderen Ortsteil statt-

findet. Der Ausgleich über das städtische Wegerandstreifenprogramm ist erklärter 

Wille des Rates. 

ī Die o.g. Bauleitplanung entspricht nicht den Zielen der Raumordnung und dem Wohl 

der Allgemeinheit i.S. gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie des Natur- und 

Umweltschutzes i.S.v. § 1 ff BauGB. Nur der Verzicht darauf und eine Rückbesinnung 

im Abwägungsprozess können auf den Pfad der selbstgewählten Vorsätze im 

rechtswirksamen FNP zurückführen. Ÿ Die Stadt entspricht mit der vorliegenden 

Planung dem raumordnerischen Ziel der Sicherung von Arbeitsplätzen, das ihr lt. 

RROP 2004 zugewiesen ist. Den Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse wird entsprochen (Beleg: Immissionsschutzuntersuchungen). Der Ausgleich 

für Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgt vollständig innerhalb der Stadt (Beleg: 

Umweltbericht mit Bilanzierung). 

 

9.1.4 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben folgende Stellungnahmen 

abgegeben:  

¶ Folgende Hinweise gibt der Landkreis Osnabrück: 

Regional- und Bauleitplanung: 

ī Es wird an der Aussage festgehalten, dass eine Neuaufstellung des FNP (inkl. Fest-

legung von Entwicklungsschwerpunkten für die Ortsteile) geeigneter ist, als mehrfa-

che Änderung vorzunehmen. Im Zuge dessen könnte auch die erneute Betrachtung 

des Ortsteilprofils Schleptrup sattfinden, in dem bisher keine Aussagen zu gewerbli-

chen Bauflächen getroffen werden. Ÿ Für die kurzfristige Bereitstellung von Industrie- 

und Gewerbeflächen ist eine FNP-Änderung erforderlich, um das Verfahren nicht zu 

verzögern und zielführend zu agieren. Im Rahmen der FNP-Neuaufstellung findet 

dann eine detaillierte Betrachtung der einzelnen Ortsteile im Kontext der gesamtstäd-

tischen Entwicklung statt. Zudem baut das Konzept von NWP, das als Beurteilungs-

grundlage herangezogen wird, auf dem wirksamen FNP auf und schreibt diesen fort. 

Insofern ist die geplante Entwicklung in Schleptrup eine logische Fortschreibung des 

wirksamen Flächennutzungsplanes. 

ī Bei der Wiedergabe der eingegangenen Stellungnahmen in der Begründung wird ein 

sprachlich und rhetorisch, sowie fachlich sachlicher Umgang angeregt. Es ist zu prü-
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fen, ob die Inhalte der Abwägung in dieser Form Eingang in die Begründung finden 

müssen. Ÿ Die Stadt hält eine Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnah-

me und der Abwägung in der Begrünung für sinnvoll. Ein entsprechender Hinweis, 

dass es sich nicht um die vollständige Abwägung handelt, wird in die Begründung 

aufgenommen. 

ī Unter Verweis auf die Stellungnahme der Unteren Denkmalschutzbehörde, wird be-

züglich der Plaggeneschböden auf das regionalplanerische Ziel D 2.6.02 (RROP 

2004) hingewiesen. Ÿ Das Ziel im RROP schließt eine Inanspruchnahme von Plag-

geneschböden nicht grundsätzlich aus. Es verweist auf ein vom Landkreis zu erarbei-

tendes Konzept, das bisher nicht vorhanden ist. Die besondere Bedeutung von Plag-

genesch ist bekannt. Bei den unvermeidlichen Bodeneingriffen werden umfangreiche 

Voruntersuchungen durchgeführt. Aufgrund der Vielzahl an Plaggeneschböden in der 

Stadt Bramsche ist der Eingriff verhältnismäßig gering und aus Sicht der Stadt ver-

tretbar.  

ī In der Planzeichnung und dem Übersichtsplan fehlen die Nordpfeile. Ÿ Es handelt 

sich um einen Darstellungsfehler. Die Abbildung der Nordpfeile erfolgt.  

Untere Denkmalschutzbehörde: 

ī Die Baudenkmalpflege hat keine Bedenken gegen die Planung, da aufgrund der Ent-

fernung zum Heuerhaus keine Sichtbeziehung entsteht, die durch die Planung beein-

trächtigt werden könnte. Ÿ Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

ī Die Stellungnahme der Archäologischen Denkmalpflege entspricht derjenigen aus der 

frühzeitigen Beteiligung. Ÿ s.o.  

Landwirtschaftlicher Immissionsschutz: 

ī Es werden keine Bedenken vorgetragen und auf die Stellungnahme zur frühzeitigen 

Beteiligung verwiesen. 

Untere Wasserbehörde: 

ī Etwa zur Hälfte liegt der Geltungsbereich innerhalb der durch einen Fachgutachter 

abgegrenzten Schutzzone Ill B des zukünftigen Wasserschutzgebietes (WSG) Bram-

sche. Die Einbeziehung in das geplante WSG ist auf die dort verlaufenden Entwässe-

rungsgräben zurückzuführen. Es ist Sorge zu tragen, dass das Niederschlagswasser 

der Planfläche nicht dem südlich verlaufenden Grabensystem, sondern vielmehr in 

nördlicher Richtung auf den Mittellandkanal (MLK) hin entwässert wird. Ÿ Die Einbe-

ziehung von Teilflächen des Plangebietes in das zukünftige WSG ist auf die dort ver-

laufenden Entwässerungsgräben zurückzuführen, die in das Grundwassereinzugsge-

biet der Brunnen einströmen und dort teilweise versickern. Das Grundwasserein-

zugsgebiet der Brunnen endet weiterhin westlich des Plangebietes, es besteht eine 

klare Abgrenzung. Die Ableitung des Oberflächenwassers erfolgt im Norden über ei-

nen parallel zum MLK verlaufenden Graben zum Ahrensbach hin.  

Untere Naturschutzbehörde: 

ī Im Rahmen der Eingriffsermittlung und -bilanzierung wird zu der Fläche für die Was-

serwirtschaft angemerkt, dass sich der Eingriff bei einer naturnahen Ausgestaltung in 

sich selbst kompensiert und aus der Bewertung herausfällt. Ÿ Die vorgesehene na-

turnahe Ausgestaltung der Fläche stellt eine Aufwertung zur intensiv genutzten 

Ackerfläche dar. Der Wertfaktor von 1,3 wird zunächst beibehalten und im weiteren 

B-Planverfahren mit dem Landkreis abgestimmt. 
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ī Der Ansatz Freiflächen im GE/GI-Gebiet mit 1,0 WE ist bei der trostlosen Ausgestal-

tung dieser Freiflächen in Baugebieten in extensivster Form nicht mehr akzeptabel. 

Ein Ansatz von max. 0,5 WE ist zu wählen. Ÿ Der Anregung der UNB wird entspro-

chen. Im Zuge einer erneuten öffentlichen Auslegung des B-Planes Nr. 164 werden 

ergänzende Festsetzungen zur Aufwertung der Freiflächen erarbeitet. Die Ergebnisse 

werden der UNB erneut vorgelegt. 

ī Dieses gilt auch für den Bereich des SO-Gebietes und hier die Freiflächen mit 1,7 

WE. Hier ist ein Ansatz von max. 0,8 WE anzusetzen, da die Störeffekte sehr hoch 

sind. Ÿ Die Bilanzierung wird entsprechend geändert.  

ī Die externen Maßnahmen aus den Flächenpools des Wegerandstreifenprojektes sind 

mit der UNB zur gemeinsamen Abnahme zu melden. Ÿ Der Anregung wird entspro-

chen. 

WIGOS: 

ī Das Vorhaben wird begrüßt. Es werden keine Bedenken vorgetragen. 

¶ Der Abwasserbeseitigungsbetrieb der Stadt Bramsche weist darauf hin, dass für die Un-

terbringung des Regenwasserkanals und des städtischen Entwässerungsgrabens der 

vorgesehene Grundstücksstreifen am östlichen Rand auf 10 m verbreitert werden muss. 

Die Schmutzwasserentwässerung der Grundstücke erfolgt über eine Druckentwässe-

rung. Jeder Grundstückseigentümer wird verpflichtet ein Abwasserkleinpumpwerk zu 

bauen und zu betreiben. Außerdem verlaufe eine Abwasserdruckrohrleitung durch das 

Plangebiet, die parallel zur B 218 umgelegt werden muss. Dies bedarf zur Planung und 

Umsetzung eine ausreichende Vorlaufzeit. Ÿ Der o.g. Grünstreifen zwischen Planstraße 

und RRB wird entsprechend auf 10 m verbreitert. Die Hinweise zur Schmutzwasserent-

wässerung und zur Umlegung der Abwasserdruckrohrleitung, wofür ein Leitungsrecht 

entlang der B 218 festgesetzt ist, werden zur Kenntnis genommen.  

¶ Die Stellungnahme der Archäologischen Denkmalpflege ist identisch mit der frühzeitigen 

Beteiligung (s.o). Die Bedenken gegen die Planung aufgrund des Plaggeneschgebietes 

bleibt bestehen. Ÿ Abwägung s.o.  

¶ Die Stellungnahme der Bundesnetzagentur ist identisch mit der frühzeitigen Beteiligung 

(s.o). Sie gibt den Hinweis, dass im Koordinationsbereich des Plangebietes die Deut-

sche Telekom Technik GmbH und die Telefónica Germany GmbH & Co. OHG als Richt-

funkbetreiber tätig sind. Ÿ Die Richtfunkbetreiber wurden bei der Behördenbeteiligung 

zur Stellungnahme aufgefordert. 

¶ Die Deutsche Telekom Technik GmbH erklärt, dass eine ihrer Richtfunktrassen durch 

das Plangebiet verläuft. Eine Bebauung bis 60m NN ist unkritisch. Ÿ Die Richtfunktras-

se wird nachrichtlich in die Bauleitpläne übernommen. Die maximale Höhe wird durch 

eine Höhenbeschränkung im B-Plan eingehalten.  

¶ Die Industrie- und Handelskammer Osnabrück-Emsland-Grafschaft Bentheim begrüßt 

das gesamte Vorhaben sowie den Ausschluss von Vergnügungsstätten und ähnlichen 

Nutzungen. Für die Vermeidung von Nutzungskonflikten hinsichtlich Schallemissionen 

sind geeignete Maßnahmen und Festsetzungen zu treffen. Durch die Ausweisung von 

Gewerbe- und Industrieflächen ist mit erhöhtem Schwerverkehr zu rechnen, sodass die 

Verkehrsführung an die Erfordernisse anzupassen ist. Ÿ Die Hinweise werden beachtet. 

Dem vorbeugenden Immissionsschutz wird vollständig Rechnung getragen. Die Ver-

kehrsführung ist an die Planung angepasst. 

¶ Das LBEG ï Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie weist darauf hin, dass Erd-

fälle für den Planbereich sowie im näheren Umfeld des Plangebiets nicht bekannt sind, 
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gleichwohl sind mögliche Erdfälle nicht auszuschließen. Bei Bauvorhaben im Planungs-

gebiet kann - sofern sich auch bei der Baugrunderkundung keine Hinweise auf Subrosi-

on ergeben - auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich der Erdfallgefährdung 

verzichtet werden. Nach vorliegenden Unterlagen steht im Planungsbereich z.T. set-

zungsempfindlicher Baugrund (anthropogene Auffüllungen) an. Es wird auf die allgemei-

nen DIN Vorgaben für die geotechnische Erkundung verwiesen. Diese Stellungnahme 

ersetzt keine geotechnische Erkundung des Baugrundes. Ÿ Die Hinweise werden be-

achtet und nachrichtlich in die Planzeichnung und in die Begründung des B-Planes auf-

genommen. 

¶ Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen gibt den Hinweis, dass bei der Auswahl von 

Gehölzen für Strauchhecken auf eine Wuchshöhe zu achten ist, die keine übermäßige 

Beschattung angrenzender landwirtschaftlicher Nutzflächen zur Folge hat. Ÿ Der Hin-

weis wird zur Kenntnis genommen. 

¶ Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr bittet die Bundes-

straße 218 aus den Geltungsbereich des B-Planes herauszunehmen, da auf bzw. an der 

B 218 keine Baumaßnahmen anstehen. Ÿ Der Anregung wird entsprochen. 

¶ Die Stadtwerke Bramsche GmbH weist auf die vorhandene Gashochdruckleitung und 

ein Niederspannkabel hin, welches sicherlich bei der Erschließung umverlegt wird. Ÿ 

Der Hinweis wird beachtet. Die Planung sieht eine Umverlegung des Kabels vor.  

¶ Die Telefónica Germany GmbH & Co. weist auf zwei ihrer Richtfunkverbindung und die 

Schutzbereiche hin. Ÿ Die Richtfunktrassen ist nachrichtlich in die Bauleitpläne über-

nommen worden. 

¶ Die Telekom Deutschland Technik GmbH äußert, dass über den südwestlichen Bereich 

eine ihrer Richtfunktrassen verläuft. Es wird gebeten, in den textlichen Festsetzungen 

des B-Planes die Forderungen gem. § 77k Abs. 4 Telekommunikationsgesetz aufzu-

nehmen. Ÿ Die Richtfunktrasse wird nachrichtlich in die Bauleitpläne übernommen. Die 

textlichen entsprechend Festsetzungen werden ergänzt. 

¶ Die Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland informiert, dass eine Ausbauent-

scheidung nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien getroffen wird, wenn Interesse be-

steht. Ÿ Bei Interesse wird sich die Stadt Bramsche mit Vodafone in Verbindung stet-

zen. 

¶ Die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) schreibt ergänzend 

in ihrer Stellungnahme, dass die Einleitung in den Ahrensbach eine erhöhte Wasser-

menge am Düker Nr. 26 mit sich bringt. Es wird ein Nachweis gefordert, der die hydrau-

lische Aufnahmefähigkeit des Dükers mit der erhöhten Wassermenge untersucht. Ÿ Ei-

ne entsprechende Untersuchung wird vorgenommen. 

¶ Der Wasserverband Bersenbrück erklärt in seiner Stellungnahme zur FNP-Änderung, 

dass bei der externen Kompensation (Wegerandstreifen) darauf zu achten ist, Bereiche 

mit Trinkwasserversorgungsleitungen nicht mit Bäumen und/oder Sträuchern zu be-

pflanzen. Hier ist unbedingt das Regelwerk DVGW GW 125 bzw. DWA-M 162 zu beach-

ten. Ÿ Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

9.2 Belange von Natur und Landschaft 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung eines Bauleitplanes eine Umweltprüfung 

durchzuführen. Dabei sind in einem Umweltbericht die voraussichtlichen erheblichen Um-

weltauswirkungen zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Die genaueren Inhalte des 
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Umweltberichtes ergeben sich aus der Anlage (§ 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) zum BauGB. 

 

Nach § 2a BauGB hat die Gemeinde im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitpla-

nes eine Begründung beizufügen. Gesonderter Bestandteil der Begründung ist der Umwelt-

bericht. Die primäre Aufgabe des Umweltberichtes besteht darin, für Planungsträger, Träger 

öffentlicher Belange und die betroffene bzw. interessierte Öffentlichkeit, die für das Pla-

nungsvorhaben notwendigen umweltspezifischen Informationen so aufzuarbeiten, dass die 

Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt zusammenfassend dargestellt werden. Der 

Umweltbericht ist somit auch Bestandteil dieser Begründung. 

 

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden im beigefügten Umwelt-

bericht ausführlich dargestellt. Auch die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung sowie die 

Artenschutzrechtliche Prüfung sind dort abgehandelt. 

 

9.3 Verkehrliche Anbindung 

Für die gewerbliche Entwicklung weist der Standort eine hervorragende räumliche Lage und 

verkehrliche Erreichbarkeit mit direkter Anbindung an die Bundesstraße (B 218) bzw. an die 

Autobahn (A1) auf. Durch die Lage an der Schnittstelle von Autobahn und Bundesstraße ist 

das Plangebiet optimal an das regionale und überregionale Verkehrsnetz angebunden, so 

dass die Fläche von der Wirtschaft präferierte Standortvoraussetzungen für Gewerbestand-

orte bietet. 

 

10 Inhalte der 36. Änderung des Flächennutzungsplanes 

10.1 Art der baulichen Nutzung 

10.1.1 Gewerbliche Bauflächen (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO) 

Entsprechend der grundsätzlichen Zielsetzung wird der Änderungsbereich gemäß § 5 Abs. 2 

Nr.1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 1 BauNVO als gewerbliche Baufläche (G) dargestellt. Hiermit 

wird die Aufstellung des Bebauungsplanes ĂIndustrie- und Gewerbegebiet Eiker Eschñ pla-

nungsrechtlich vorbereitet, sodass im Plangebiet Industrie- und Gewerbeflächen entstehen 

können. 

 

10.1.2 Sonderbauflächen (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO) 

Im Norden des Plangebietes befindet sich eine gewerbliche Tierhaltungsanlage in Form ei-

ner Schweinemast. Für den Weiterbetrieb und die planungsrechtliche Sicherung dieser Nut-

zung wird der Bereich gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO als Sonderbaufläche (S) mit der 

Zweckbestimmung gewerbliche Tierhaltungsanlage / Schweinemast im Flächennutzungsplan 

dargestellt. Es handelt sich um die 13. Sonderbaufläche im gesamten Stadtgebiet.  

 

10.2 Öffentliche Grünflächen (gem. § 5 Abs. 2 Nr. 4 und 5 BauGB) 

Entlang der südlich verlaufenden Bundesstraße stellt die Flächennutzungsplanänderung eine 

öffentliche Grünfläche mit Pflanzbindung dar, um durch Anpflanzungen eine optische Ab-

schirmung von der gewerblichen Nutzung zu erzielen und die Bauverbotszone sinnvoll zu 

nutzen, welche in einem Abstand von 20 m zur Bundesstraße von Bebauung freizuhalten ist. 
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Ziel ist es, das Gebiet verträglich in die Umgebung einzubinden, indem Vegetationsstruktu-

ren sinnvoll ergänzt werden. Gleichzeitig verringert sich die Flächeninanspruchnahme des 

Vorranggebietes für die Trinkwassergewinnung aus dem RROP 2004. Ein weiterer positiver 

Effekt ist die Nutzung der Grünfläche als Maßnahmenflächen für den Naturschutz, sodass 

der Eingriff in Natur und Landschaft innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden kann. 

 

10.3 Flächen für Wald (gem. § 5 Abs. 2 Nr. 4 und 5 BauGB) 

Die vorhandene Waldfläche am südöstlichen Randbereich des Plangebietes bleibt erhalten 

und wird in östliche Richtung erweitert, um einen Lückenschluss zu den angrenzenden 

Waldbeständen zu erlangen und weitere interne Ausgleichsflächen zu verwirklichen. Die 

Darstellung der Waldflächen entspricht dem Planungsziel, das Industrie- und Gewerbegebiet 

in den Landschaftsraum zu integrieren und zu ergänzen. Dazu sollen zentrale Bestandteile 

der Landschaft möglichst erhalten bleiben bzw. stellenweise ergänzt werden. 

 

10.4 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasser-

schutz und die Regelung des Wasserabflusses (gem. § 5 Abs. 2 Nr. 7 und 

Abs. 4 BauGB) 

Das Oberflächenwasser von den Bau- und Straßenflächen wird in einem Regenrückhaltebe-

cken gesammelt und gedrosselt dem Vorfluter Ahrensbach zugeführt. Die Flächennutzungs-

planänderung stellt diese Fläche entsprechend als Wasserfläche mit der Zweckbestimmung 

ĂRegenrückhaltebeckenñ dar. 

 

10.5 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen (gem. 5 Abs. 2 Nr. 4 und 

Abs. 4 BauGB) 

Der Änderungsbereich des Flächennutzungsplanes wird von verschiedenen Richtfunkver-

bindungen durchquert. Die Richtfunktrassen werden entsprechend mit Schutzstreifen nach-

richtlich in die Planzeichnung übernommen. 

 

11 Verkehrliche Erschließung 

Der Anschluss an das äußere Verkehrsnetz erfolgt über die Bundesstraße (B 218), die eine 

direkte Verbindung in das Zentrum von Bramsche bzw. in den Ortsteil Engter darstellt. Au-

ßerdem liegt das Plangebiet an der Autobahnzufahrt der A 1, wodurch auch die Anbindung 

an das überregionale Verkehrsnetz sichergestellt ist. Der Standort weist eine hervorragende 

Lage und verkehrliche Erreichbarkeit an der Schnittstelle von Autobahn und Bundesstraße 

auf und hat daher gute Voraussetzungen für eine gewerbliche Entwicklung.  

 

Das Plangebiet erzeugt ein hºheres Verkehrsaufkommen, das sich durch ein sog. ĂZiel- und 

Quellverkehrñ auszeichnet. Es ist davon auszugehen, dass ein Großteil des an- und abfah-

renden Verkehrs von der Autobahn A1 mit der Ausfahrt zur B 218 kommt und nach dorthin 

abfahren wird. Demnach ist ein zusätzlicher Durchgangsverkehr, der die gesamte Umge-

bung belastet, kaum zu erwarten.  

 

Für die Erschließung innerhalb des Plangebietes ist vorgesehen, dass die Straße aus dem 

angrenzenden Industrie- und Gewerbegebiet an der vorhandenen Wendeanlage in westliche 
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Richtung fortgeführt wird. Der Anschluss an das örtliche Verkehrsnetz erfolgt dann über die 

vorhandene Linksabbiegespur auf der Bundesstraße. Diese Verkehrsführung bietet den Vor-

teil, dass der aufkommende Verkehr frühzeitig in das Industrie- und Gewerbegebiet geleitet 

wird und der Ausbau eines weiteren Knotenpunktes auf der Bundesstraße entfällt.  

 

12 Grünordnung 

Die Stadt setzt das schlüssige Landschafts- und Grünordnungskonzept aus dem benachbar-

ten Industrie- und Gewerbegebiet fort. Das Erweiterungsgebiet wird zur Abschirmung der 

angrenzenden Nutzungen großzügig eingegrünt und es wird ein Verbund mit den Aus-

gleichsflächen im B-Plan Nr. 155 hergestellt. Ziel ist die bestmögliche Einbindung in den 

Landschaftsraum, indem wichtige Grün- und Waldstrukturen erhalten bleiben und an geeig-

neten Stellen erweitert werden. Die großzügige Begrünung des Plangebietes hat zum Vorteil, 

dass ein interner Ausgleich auf den entsprechenden Flächen ermöglicht wird, die Beeinträch-

tigung für die umliegende Wohnbebauung gering gehalten wird und ein ansprechendes Ge-

samtbild des Gebietes entsteht. 

 

13 Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung mit Gas, Elektrizität, Wasser, Telekommunikation sowie der Anschluss an 

das Abwassernetz sind durch Ergänzung und Anbindung an das örtliche Versorgungsnetz 

möglich. Die Lage bzw. der Verlauf der Ver- und Entsorgungsleitungen müssen entspre-

chend an die Betriebsplanung angepasst werden. Erforderliche Leitungsrechte werden im 

Bebauungsplan festgesetzt. 

 

14 Immissionsschutz 

Für die Aufstellung der Bauleitpläne wurden Gutachten bzw. Fachbeiträge erstellt, um die 

Geruchimmission durch die Tierhaltungsanlage wie auch die Belastung durch Gewerbe- und 

Verkehrslärm zu ermitteln und entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen, 

um den Schutzansprüchen der schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung gerecht zu 

werden.  

14.1 Geruchsemissionen 

Mit der Fortschreibung eines Geruchsimmissionsgutachtens aus dem Jahr 2014 sollte ge-

klärt werden, ob die gegenwärtig in dem von der Stadt Bramsche angedachten Plangebiet 

auftretenden Geruchsimmissionen den für Industrie- und Gewerbegebiete maßgeblichen 

Grenzwert überschritten werden. Grundlage der Begutachtung ist die Geruchsimmissions-

Richtlinie (GIRL) von 2009. Geruchsbelastungen werden nach der GIRL als relative Anteile 

von Geruchsstunden an den Jahresstunden ermittelt. In einem Industrie- und Gewerbegebiet 

ist nach den Bestimmungen der GIRL eine Geruchsstundenhäufigkeit von maximal 15 % der 

Jahresstunden einzuhalten oder umgerechnet sind an insgesamt 55 Tagen im Jahr wahr-

nehmbar im Umfeld der Tierhaltungsanlagen auftretende Gerüche hinzunehmen. Im Plange-

biet befindet sich mit der Schweinemastanlage eine emittierende Nutzung. Außerhalb des 

Anlagengeländes befinden sich weitere Tierhaltungsanlagen. Die von diesen Anlagen aus-

gehenden Gerüche sind auch noch in Teilen des Plangebietes wahrnehmbar und sind somit 

als Vorbelastungen ebenfalls zu berücksichtigen. 
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Die Ermittlung und Bewertung der Geruchsimmissionen wird flächenbezogen durchgeführt. 

Nach Maßgabe der GIRL wird die Methode der Ausbreitungsberechnung angewandt. Die 

grafische Darstellung der Immissionsausbreitung zeigt auf, in welchem räumlichen Ausmaß 

die einzuhaltenden Grenzwerte für Industrie- und Gewerbegebiete überschritten werden. Im 

Plangebiet überschreitet das unmittelbare Umfeld der Schweinemastanlage die Grenzwerte 

von 15 % der Jahresstunden für Industrie- und Gewerbegebiet, die sich insbesondere in öst-

liche Richtung ausbreitet. Diese Bereiche stehen für eine unmittelbar gewerblich-industrielle 

Nutzung, die einen nicht nur vorrübergehenden Aufenthalt von Menschen vorsieht, nicht zur 

Verfügung. Die Überschreitung der Grenzwerte im Umfeld der Tierhaltungsanlage führt zu 

Nutzungseinschränkungen, die im Bebauungsplan berücksichtigt wurden. In der Änderung 

des Flächennutzungsplanes sind die betroffenen Flächen als Sondergebiet bzw. öffentliche 

Grünfläche dargestellt. 

 

Auf den Einbau einer Abluftreinigungsanlage auf Kosten der Stadt wird verzichtet, da die 

zusätzlichen Flächen, die durch eine Filteranlage für die Vermarktung von Gewerbeflächen 

verfügbar wären,  nicht im Verhältnis zu den Kosten stehen, die mit dem Einbau und dem 

Betrieb der Filteranlage entstehen. Außerdem wird keine Wohnbebauung durch die Über-

schreitung der Grenzwerte beeinträchtigt. 

14.2 Lärmschutz 

Zum Schallschutz wurde eine schalltechnische Untersuchung für Verkehrs- und Gewerbe-

lärm durchgeführt (Büro RP-Schalltechnik, Osnabrück). Die Vorgaben aus dem Gutachten 

werden bei der Änderung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt und in die Festsetzun-

gen des Bebauungsplanes aufgenommen.  

 

Gewerbliche Immissionen 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurde für die gewerblichen Flächen (GE 

und GI) des Bebauungsplanes die von diesem Plangebiet ausgehenden Geräusch-

emissionen eingeschränkt festgesetzt bzw. kontingentiert, um ein konfliktfreies Neben-

einander von Gewerbe und schutzbedürftigen Nutzungen zu gewährleisten. Ein ausreichen-

der Schallschutz ist eine Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse der Bevölkerung.  

 

Verkehrliche Immissionen 

Die im Süden des Plangebietes verlaufende Bundesstraße 218 (Bramscher Allee) hat schall-

technische Auswirkungen auf die geplante Fläche. Für die Beurteilung des Verkehrslärms 

wird die DIN 18005 ĂSchallschutz im Stªdtebauñ herangezogen. Die Orientierungswerte für 

Gewerbegebiete liegen bei 65 dB(A) am Tag (6.00-22.00 Uhr) und 55 dB(A) in der Nacht 

(22.00-6.00 Uhr).  

 

Die Untersuchung der Immissionen durch den Verkehr hat ergeben, dass es zu Überschrei-

tungen der Grenzwerte am Tag und in der Nacht kommt. Die nächtliche Überschreitung ist 

nicht relevant, da keine Betriebswohnungen im Plangebiet zulässig sind. Für die Einhaltung 

der Orientierungswert am Tag sind Bürogebäude erst in einem Abstand von 17 m entlang 

der Bramscher Allee (B 218) bzw. der Flur 79/6 zulässig. Im Bebauungsplan werden dem-

entsprechende Festsetzungen getroffen, um negative Umwelteinflüsse zu vermeiden. Der 

erforderliche Abstand wird bereits durch die Bauverbotszone bzw. den festgesetzten Grün-




